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Neun und zwanzigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 23 . July 1822 .

Gegenwaͤrtig ; :

Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme :

Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ;

Ihrer Hoheiten der Herren Markgrafen Leop old und

Marimilian ju Baden ,

deg Herrn Gtaatgminifterg grýrn . v. Berſtett ,

deg Herrn Generalmajors Frhrn . v. Freyſtedt ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner , und

des Herrn Landoberjaͤgermeiſters v. Kettner .

Weiter anwefend : |

die Herren Regierung - Commiffåre, geh . Referendaͤre

v. Baur und v. Liebenſtein .

Unter dem Vorſitz des zweyten Viecepraͤſidenten ,

Staatsraths Frhrn . v. Baden .
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Dasg Secretariat machte die Anzeige , dag e8 , ge -

maͤß dem ihm fruͤher ertheilten Auftrage , die beiden

Geſetzentwuͤrfe uͤber die Verantwortlichkeit der oberſten

Staatsdiener zu einem einzigen Geſetzentwurfe vereinigt
habe , und daß dieſe zweyte Redaction an die zweyte
Kammer abgegangen fen .

Behlage Ziffer 83 . ( abgedruckt Seite 92 . ff . )
Von dem Vicepraͤſidenten aufgefordert , er —

ftuttete Der Hofrath v: Rotted Bericht Namens der

jur Begutachtung des Geſetzentwurfs uͤber das Schul —

denmachen der Akademiker ernannten Commiffion .

Beylage Ziffer 84 .

Beſcchluß

Dieſen Gegenſtand in einer der naͤchſten Sitzungen
in Berathung zu ziehen .

Das Protokoll der vorigen Sitzung wurde verleſen
und genehmigt .

Der Vicepraͤſident erklaͤrte hierauf die Discuſ —
ſion uͤber den Geſetzentwurf wegen Ausgleichung
der Central - Kriegslaſten fuͤr eroͤffnet mit der

Bemerkung , daß ſich der Hofrath v. Rotteck als Red —

ner uͤber dieſen Gegenſtand habe einſchreiben laſſen , fer —
ner , daß bey der bevorſtehenden Berathung zugleich ,
nach einem fruͤhern Beſchluſſe der Kammer , auf die

Motion des Hofraths v. Rotteck wegen der Kriegs —
frohnen zuruͤckzukommen ſeyn werde .

v. Rotted : Wenn eg irgehd mòglih wåáre , einer ,
ſowohl wegen unheilbarer Unrichtigkeit der Grundidee

alg wegen durchaus unůberſteiglicher Hinderniſſe der Aus —

fuͤhrung der abſolut verlohrenen Sache durch kunſt —
reiche , ſcharfſinnige und beredte Vertheidigung aufzu —
helfen , ſo wuͤrde der zu beſprechende Vorſchlag einer

Kriegskoſtenausgleichung durch den vortrefflichen , mit
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Waͤffen der Wiſſenſchaft , der tiefgehenden Sachkenntniß

und der gewandten Rede gleichmaͤßig ausgeruͤſteten Com—
miſſtonsbericht in der Hauptſache gerettet ſeyn . Es iſt

gewiß unmoͤglich , zu dieſer Vertheidigung noch irgend

einen Zuſatz oder eine Verſtaͤrkung aufzubringen , und

wenn ich es wage , mich dagegen in die Schranken zu

ſtellen , ſo liegt meine Hoffnung des Sieges nur in der

unvertilgbaren Kraft me iner Sache , naͤmlich der

Wahrheit , als welche blos dargeſtellt , nicht

kuͤnſtlich vertheidigt zu werden braucht , um zu tri —

umphiren . Gleichwohl muß ich mir die Erlaubniß

zu einem ausfuͤhrlichern Vortrage erbitten , weil

naͤmlich die Darſtellung , um die es ſich hier handelt ,

nur eine von Grundbegriffen ausgehende , Miß —

verſtaͤndniſſen ſorgfaͤltigſt vborbeugende , alſo ſchulgerech —

te , in ſich geſchloſſene ſeyn kann , und weil ich mich

in dem Fale befinde , gegen mehrere Grundanſichten

nicht . nur des hochverehrten Herrn Berichtserſtatters ,

ſondern auch der uͤbrigen Commiſſionsmitglieder und

ſelbſt desjenigen aus ihnen mich erklaͤren zu muͤſſen,

deſſen ge ſonderten Abſtimmung , was die Haupttendenz

derſelben betrifft , ich ſonſt aus eigener Ueberzeugung

beypflichte .

Drey Fragen ſind es , uͤber welche man ſich ver —

ſtaͤndigt haben muß , um uͤber den vorgelegten Geſetz —

entwurf mit Gruͤndlichkeit abzuſtimmen :

Erſtens : iſt der Staat oder die Geſamtheit ſchul —

dig , die Kriegsleiſtungen oder Kriegslaſten der

Einzelnen zu verguͤten , D. h. nah dem gefel

ſchaftlichen Geſetz der moͤglichſt gleichen Bertheilung

zu behandeln , und wie weit erſtreckt ſich dieſe Obliegenheit ?

Zweytens ; Auf wie vielerley Art und Weiſe

fann der Staat dieſer Schuldigkeit Genuͤge leiſten ? und
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unter welhen Bedingungen ode Borausg fegun :
gen ift eine oder die andere Mrt råthlich oder zulaͤßig ?

Drittens : Iſt es ins beſondere und fuͤr den

vorliegenden Fall diejenige , welcher unfer
Geſetzen wurf ausſpricht ? —

J. Die Uebereinſtimmung aller verehrten Commiſ⸗
ſionsglieder in dem Anerkenntniß der dem Staat auflie⸗
genden Rechtsverbindlichkeit zur Verguͤtung der Kriegs⸗
foften , verbunden mit der , von der Regierung ſelbſt
durch Vorlage des jene Verguͤtung bezweckendenGeſetz —
entwurfes , jenem Rechtsprincip laut dargebrachten Hul—
digung iſt ein erfreulicher Beweis von der ſiegenden Ge —
walt der Wahrheit , welche naͤmlich uͤberall da , wo

ſie in ganz allgemeinem Ausdruck die reine Forde⸗
rung der Vernunft ausſpricht , ſofort uͤberzeugt , und

meiſt nur bey ihrer Anwendung auf beſondere Verhaͤlt —
niſſe oder Faͤlle Gefahr laͤuft , durch Befangenheit des

individuellen oder Parthey⸗Intereſſes , oder durch Vorur —

theil , oder durch Gewohnheitsreiz , oder endlich durch An⸗

haͤnglichkeit an ein etwa aufgenommenes irriges Lehrſy —
ſtem , durch conſequente Durchfuͤhrung eines einmal auf⸗

geſtellten unrichtigen Satzes verdunkelt oder verkannt zu
werden . Vor dieſer Gefahr kann nur die Feſtſtellung
des Grundes , worauf die allgemeine Wahrheit ruht ,
uns bewahren ; und es iſt hier dieſe Feſtſtellung um ſo
nothwendiger , da nur aus ihr die Beſtimmung des

Maßes oder der Graͤnze der im allgemeinen an —

erkannten Verpflichtung hervorgehen kann

Die Commiffion . findet folchen Grund in Der unz

verfennbaren Wahrheit , daf der Krieg in jedem Fall
eine Handlung Deg Staates if , niht abet der

einzelnen Staatsangehoͤrigen . Ich halte diefen Grund
— fon darum , weil der Krieg nicht blog Handlung ,



PEEN

CH

“

Neun und zwanzigke Sigung dom 23 . Yuly . 233

fondern auh Duldung oder vielmehr eine Maffe
bon Handlungen und Duldungen ift , und dann befon =
ders nach der Ausdehnung ,die ihm im Commiſſtonsbericht
gegeben werden will , wornach naͤmlich auch die Unterneh —

mungen einer aus waͤrtigen ( alſo wohl auͤch feind —

lich en ? ) Kriegsmacht vom Staat auf ſich genommen

werden muͤßte — fuͤr unrichtig ; und fage ganz all -

gemein : der Staat iſt ſchuldig , bey allem , was er

von ſeinen Angehoͤrigen wenn immer —( alſo im Krieg
wie im Frieden , wornach fuͤr den Krieg kein beſonderes

Princip aufzuſtellen iſt ) fordert , das Geſetz der glei —

chen d. h. der verhaͤltnißmaͤßigen VBertheilung un —

ter Alle , walten zu laſſen ; und er iſt ferner ſchuldig ,

fuͤr alle ſeine freywilligen , alſo einer rechtlichen Zu —

rechnung unterliegenden Handlungen ( abermals ohne

Unterſchied , ob Kriegs - oder Friedenshandlung ) zu ſtehen ,

demnach jeden Schaden zu erſetzen , von welchem

er als Urheber im rechtlichen Sinne zu betrachten iſt .
Er iſt alſo — in naͤherer Anwendung auf Kriegs⸗

leiſtungen und Laſten — ſchuldig ; :

a ) Alle Leiſtungen in Geld , Sachen und Arbeit , die

er des Krieges willen fordert ( ohne Unterſchied , ob durch

dag Organ der Central - Staatsgewalt oder durch jenes

ihrer untergeordneten Gewalttraͤger und Agenten ) ent —

weder durch unmittelbare gleiche Repartirung oder durch

nachfolgende Verguͤtung ( mittelſt Bezahlung aus

Staatsmitteln , oder Gutſchreibung , oder Gegen —

rechnung ) jenem oberſten geſellſchaftlichen Geſetz zu

unterwerfen ,

b) Den Erfag får alle die Kriegsuͤbel zu leiſten ,
die entweder durch feinen Willen , oder dureh fein

( rechtlich erkennbares oder erſcheinendes ) Verſchul —

den dem Einzelnen zugehen . 3. B . die der Ver —

Protokolle der 1. Kammer , 2t Bd 16
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theidigung wilen auf Befehl abgebrannten Håufer
oder zer ftórten Gaaten , aber nicht minder die durch
ſchlechte Disciplin der Soldaten verurſachte Beſchaͤdi —
gung zu verguͤten .

c) Daher ift er auch fehuldig , die von einer frem -
Sen Kriegõmacht , welche wirflich in feinem Namen

oder mit feiner H emilligung im lande haust ,
Calg Bundeggenoffin oder fonfi tractatenmåfig eingerůcd -
ten Macht ) ausgeſchriebenen Leiſtungen und verurſachten
Schaͤden auf eigene Rechnung zu nehmen — ſo
weit naͤmlich eine Bewilligung hier wirklich erſcheint ,
oder rechtlich zu vermuthen iſt , oder fo lange er nicht Durch
die That — Beſchwerde , Proteſtation oder Gegenwehr
—die Vermuthung der Einwilligung aufgehoben , und

dergeſtalt die Verantwortlichkeit von ſich abgewaͤlzt aber

zugleich durch gehoͤrigen Nachdruck der Gegenmit —
tel fich von allem Verſchulden befreyt hat .

d ) € r ift aber nicht verbindlich fr allen Saden ,
welchen er niht gewollt , . h . niht ſelbſtzugefuͤgt
und auch nicht durch Verſchulden verurſacht hat . € r

hat entferntere Folgen ſeiner Handlungen , in ſo
fern ſie alsdann die Natur von bloßen Zufaͤllen
annehmen , er hat nie tractatenwidrige Erpreſſungen
des Bundesheeres in der Regel nicht zu verantworten ,
—es ſey denn , man betrachte dieſelben als naͤhere Fol —
gen deg von ihm bewilligten Einruͤckens , oder man

halte wenigſtens dafuͤr , er habe jenes Einruͤcken ver —

ſchieben , oder er habe die Erpreſſungen durch beſſere
Fuͤrkehr hintanhalten koͤnnen . Aber durchaus un —

verpflichtet iſt er zum Erſatz des durch den Feind
verurſachten Uebels .

Ohne fuͤr jetzt mich in eine weitlaͤufigere Ausfuͤh⸗
rung des letzten Satzes einzulaſſen , da unter den Kriegs —
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Uebeln , die uns zur Ausgleichung vorgelegt ſind , keine

durch den Feind erlittenen Beſchaͤdigungen ſich befin —

den , muß ich mir doch ſolche Ausfuͤhrung ausdruͤcklich

vorbehalten , fuͤr die weitere Folge der Discuſſion

naͤmlich , als welche gemaͤß dem uͤber meine , die Ab —

ſchaffung der Staatsfrohnen betreffende Motion gefaß —

ten ausdruͤcklichen Beſchluſſe der hohen Kammer , nunmehr

auch uͤber meine damals wegen der Kriegsfrohnen , und

uͤberhaupt der Kriegslaſten gemachten Antraͤge ſoll ge⸗

pflogen werden . Ich werde dann nicht ohne Selbſtbe —

friedigung zeigen , daß es keine glaͤnzendere und voll —

ſtaͤndigere Rechtfertigung meiner Antraͤge — und die zu

ihrer Unterſtuͤtzung aufgeſtellten Ideen geben koͤnne,

als die von der hohen Regierung und der hochverehr —

ten Commiſſton in unſerer Kriegspraͤſtations⸗Ausglei⸗

chungs⸗Sache verkuͤndeten und anerkannten Rechtsgrund⸗

ſaͤtze, und daß es hiernach logiſch nicht minder als

rech tlich unmoͤglich ſey , meine Antraͤge zu verwerfen .

Fuͤr jetzt genuͤge die Bemerkung , daß , wenn die vom Feind

geforderten Leiſtungen oder verurſachten Beſchaͤdigungen

demſelben Geſetz wie die von der eigenen Staatsgewalt

verurſachten unterlaͤgen , d . h. als wenigſtens mittelbar

durch die letzte verurſacht zu betrachten waͤren , die krieg⸗

fuͤhrenden Staaten ſich auch unter der ſchweren Verant⸗

wortlichkeit fuͤrdie vom Feind getoͤdteten Buͤrger befinden

wuͤrden . Denn es muͤßte hiernach die Toͤdtung dieſer

unſchuldigen Buͤrger gleichfalls als die Handlung

des eigenen Staates , demnach als Mord zu be —

trachten ſeyn . — Wogegen ſie nach meiner Anſicht als

bloßer Zu fall ( in Bezug auf denGetoͤdteten ) oder als

bloße Wirkung fremder Gewaltthat zur Laſt fallend

erſcheint .

Man erſchrickt uͤber die ungeheure Maſſe von Ent -

16 *
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ſchaͤdigungsanſpruͤchen , welche — auch nah Ausſchei —

dung des vom Feind zugefuͤgten Uebels — gegen die

Geſammtheit moͤchten erhoben werden , und ſucht ſie durch

beſchraͤnkende Regeln zu vermindern . Auch der Com —

miffongbericht thut eg durch Aufſtellung von drey fol -

chen Regeln , welche jedoch nicht fåmmtlich haltbar

fmd :

Gegén die erffe Regel ingbefondere , welche die

Rechtsverbindlichkeit nach den phyſiſchen Graͤnzen
der Moͤglichkeit beſchraͤnkt wiſſen will , muß erin —

nert werden :

a) Daß keine Schuld durch die Groͤße der For —

derung der durch Zahlungsunfaͤhigkeit der Schuldenden

erloͤſche . Sie mag uneinbringlich ſeyn , aber ſie

iſt nicht unguͤltig . Es entſteht etwa ein Falliment der

Schuldner , oder ein Concurs der Glaͤubiger , und es

tritt eine Ratazahlung , nicht aber eine Nichtigkeits —

Erklaͤrung gerade fuͤr die groͤßten Schulden ein .

Dann

b) Wo iſt die Graͤnze der phyſtſchen Moͤglichkeit ?
—Sind es gewiſſe Gattungen von Schuldigkeiten ,

welche zu erfuͤllen unmoͤglich iſt , oder iſt ein Maximum
der Schuldſumme erkennbar ? — Laſſen ſich die

Schulden , deren Bezahlung moͤglich iſt , von jenen ,
deren Bezahlung unmoͤglich iſt , nach Principien unter —

ſcheiden ? — Wer ſchlichtet den Streit ? — Und

hoͤrt eine Schuld , welche — wofern fie allein wåre

—dem Staat zu bezahlen , nicht ſchwer fiele , deßwe —

gen auf , eine Schuld zu ſeyn , weil neben ihr noch
viele andere beſtehen ? — Endlich

c) Iſt eine wahre Zahlungsunfaͤhigkeit der Ge⸗

ſammtheit gegen ihre eigenen Glieder gedenkbar ?
— Sind nicht in Bezug auf den Geſammtreichthum
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des Staates ſolche Schulden blos durchlaufende

Poften , d h. zugleich ein „ haben “ und nfotlen ’ ?

— War dag Tragen und Leiften niht unmóglih ,

fo fann eg auch die Bergåtung niht fenns weil ,

wag Einige menige niht erðrůdt hat , woht auh

die Ge fammtheit , ( wmorunter dann jene wieder mit

begriffen find ) niht erdrůden wird .

Die zw eyte Regel mahtdie Schuld von derg iqui -

dDirung , und zwar bon einer alfgemeinen Liqui -

dirung abhängig . Ob diefes bey jeder Art von Berz

guͤtung wahr fey , will ich fpåter erðrtern .

Die dritte Regel , welhe dag Maag der Schuld ,

oder die Shul fumme nah befondern Berhåltnifen

ermaͤßigt wiſſen will , iſt allerdings im Recht begruͤndet ,

jedoch in der concreten Anwendung mehr Sache eineg

Vergleichs , oder eineg von der Yd minifteation

in ſchiedsrichterlichem Wege zu fållenden Er⸗

kenntnifſes , als Sache der Geſetzgebung . Doch

ſoll die letzte , ſo gut es ihr moͤglich iſt , Normen fuͤr
die Zukunft zur Beſchraͤnkung der Willkuͤhr aufſtellen ,

nicht aber — bereits getragene Laſten abſchaͤtzend —

eine ruͤckwirkende Kraft ſich anmaßen .

I . Ich gehe zur zweyten Frage uͤber : Auf wue

vpielerley Arten kann der Staat ſeiner nunmehr

feſtgeſtellten Schuldigkeit Genuͤge leiſten ? — Die Beant - ,3

wortung diefer Frage wird zugleich zeigen , daf ſowohl

die Majoritaͤt als die Minoritaͤt der Commiſſton

ſich einer Begriffsverwechslung ſchuldig gemacht

haben , von deren Aufhebung die Schlichtung ihres

Streits und die Loͤſung der ganzen Aufgabe abhaͤngt .

Der Staat kann das Geſetz der gleichen Vertheilung

erfuͤllen :

a) Jndem er gleich urſpruͤnglich das , was
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er braucht und fordert — ſeye es Geld , oder Sache ,
oder perfónlihe Leiffung — von feinen Gteuer - oder

Leiſtungspflichtigen im Verhaͤltniß ihrer moͤglichſt genau
beſtimmten Pflicht einhebt , oder ſich leiſten laͤßt. ( Alſo
wird eine außerordentliche Kriegsſteuer erhoben alſo

moͤchten Lieferungen von Lebensmitteln ꝛc. uͤber die Pro —
vingen , Ortfhaften und Yndividuen vertheilt werden :

alfo wird der Landſturm in die Waffen gerufen , oder

von jeder Proving und Gemeinde eine verhåltnifmågige
Anzahl Bürger zur Landwehr oder zum ſtehenden
Heere gefordert u. fe . ) Dieſer Weg iſt der einfachſte
und kuͤrzeſte . Wo man ihn anwenden kann , da ſoll
es allerdings geſchehen : aber es iſt der Regel nach un —

moͤglich , ihn einzuſchlagen , oft wegen der Natur

der Leiſtung oder der Sache , oft wegen dem Drang
des Augenblicks , und oft wegen der Groͤße der For —
derung .

Daher lågt der Staat , wag er braucht , oft leiften
von denjenigen , welche dag Benóthigte eben befigen
oder zunaͤchſt in hinlaͤnglichem Vor rath beſitzen , oder

als zunaͤchſſt am Ort des Beduͤrfniſſes hauſend , am

ſchnellſten leiſten koͤnnen ; aber er nimmt es blos als

Vorſchuß an , und hat die Verpflichtung , die Lei —

ſtenden entweder durch Verguͤtung aus den Mitteln der
vom Beytrag noch Freygebliebenen , oder aus den
Mitteln deg Staat , . h . aug dem Geſammtver —
moͤgen zu entſchaͤdigen .

b ) Im er ſten Fall iſts eine nachfolgende Re —

partition , oder eine Peraͤquation ( desgleichen
unſer Geſetz eine vorſchlaͤgt, ) im zwehten Fal

Riſts die Zahlung einer vom Staat ſelbſt contra —

hirten Schuld , welche Zahlung ſodann aus den be —
reits paraten Mitteln des Staats geſchieht , oder

—
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der Bufunft , d. H. den kuͤnftigen Buͤrgern zur

Bezahlung uͤberwieſen wird . Wir haben hier nur

dieſe Ueberweiſeng der Schulden an die kuͤnftigen

Buͤrger , nicht aber die gleich baldige Bezahlung

im Auge .

Es thut Noth , die w eſentlichen Unterſchie —

de zwiſchen dieſen beiden Arten der Ausgleichung , naͤm⸗

lich Repartition und Uebernahme als Schuld zu verdeut —

lichen :

1) Eine X uggleichung ift eine Befriedigung der -

jenigen , welche zu viel geleiftet haben , durch diejenigen

ihrer Mitbuͤrger , welche weniger oder gar

wichts leiſteten . Eine B ezaͤhlung ( aar oder durch

Ausſtellung eines Staatsſchuldſcheins ) iſt eine Befrie —

digung jener Leiſtenden durch den Staat ſelbſt , d. h.

alfo durch die Gefammtheit aler Bürger , fte , die lei :

fenden mit eingeſchloſſen . Bey der Ausglei —

chung alſo ſtehen nur Buͤrger gegen Buͤrger im Ver⸗

haͤltniß der Schuldner und Glaͤubiger . Das Geſchaͤft

iſt darum Compenſation oder Abrechnung . Bey

der Uebernahme als Staatsſchuld ſtehen die Glaͤu⸗

biger dem Staate gegenuͤber , und fordern ohne Ge⸗

gegenrechnung ſchlechthin die Zahlung .

) . Bey der Muggleihumg wird Daher nur , was zu

niet geleiftet worden , erfegt , bey der Bezahlung , oder

Uebernahme als Staatsſchuld aber alles .

3) Bey der Muggleichung erft der Staat zwar

cine aus dem oͤffentlichem und Staatsrecht flieſſende O b—

liegenheit oder Pflicht , naͤmlich der ( nachfolgen⸗

gen ) gleichen Bertheilung , d. h. er weist diejeni-

gen , welche zu wenig leiſteten , an , die zu viel belaſtet

geweſenen durch Nachzahlung zu entſchaͤdigen . Er

felbſt aber hat ſich nicht zum Sch uldner gemacht ,
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er erfcheint und handelt bey dem ganzen Gefcháfte bios
als Staat oder Staatsgewalt gegenuͤber den
Staatsbuͤrgern als ſolchen und als ſeinen Ver —
pflichteten , keineswegs als Eprivatrechtlich ver -
pflichteter ) Sch ul dner gegenuͤber einem Glaͤ ubiger ?
Bey der Uebernahme als Schuld erſcheint er gegenuͤber
den Glaͤubigern in privatrechtlich em Verhaͤltniß
als Schuldner . Die Glaͤubiger ſind dann als ſol⸗
che fuͤr ihn nicht mehr Unterthanen oder Buͤrger ,
fondern dritte Perfonen , Glaͤubiger ſchlechtweg .

4) Die Xusgleichung , wenn fie eine Bedeutung
und ein rehtlihes Fundament haben fol — fegt vor -
aug , daf die naͤmlichen Perfonen , welche zu vie -
feg oder zu wenig geleiſtet baben Coder ihre fie privat -
rechtlich guͤltig vorſtellenden Erben , Nachfolger , die
Erben z. B . nur pro rata ihrer Erbsportionen ) das Ge —
ſchaͤft mit einander ſchlichten . Denn nur das „ zu viel
oder zu wenig geleiſtet haben “ iſt der Titel hier
des Empfangs , dort des Hinausbezahlens . Die Ver —
guͤtung kann keiner fordern , zum Hinausbezahlen keiner
angehalten werden , wer nicht wirklich eine und dieſelbe
Perſon mit dem Leiſtenden oder Nichtleiſtenden iſt . Beh
einer Staatsſchuld dagegen wird nicht gefragt :
„ wer hat geleiſtet ? “ ſondern : „ Wer hat den Schuld —
brief inne ? und wer ift wirflicher Bårger 2 dag actum
deg Creditirthabeng und jeneg deg Gtaatg bår -
gerſeyns iſt hier Grundlage des Geſchaͤfts . — Der

privatrechtliche Rach folger im Befitz des Schuld —
ſcheins tritt an bie Stele deg ur ſpruͤnglichen Glaͤu⸗
bigers , und beruft ſich auf die contrahirte Schuld ,
nicht auf Leiſtung ; der Staat aber , der ihm ſpaͤter
die Schuld bezahlt , fordert dazu die B eytraͤge der

Steuerpflichtigen nicht aus dem Grunde einer

ni
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noch ruͤckſtaͤndigen alten Leiſtung ; ſondern aus

dem Grund det allen jeweiligen Staatsgliedern oblie —

genden natůrlichen Verpflichtung zur gemeinfamen Traz

gung jeder gemeinfamen Laft , alfo zur gemeinfamen Tif -

gung jener heimzuzahlenden Geſamtſchuld .

5) Bey der Yuggleichung Eann zwar in einem ide -

alen Sall daffelbe Refultat wie bey der Shuda

zahlung heraus kommen ( naͤmlich wenn beide als au —

genblicklich erfolgend gedacht werden ) aber der Regel
nach , und bey dem mindeſten Verſchub nothwendig , tritt

ein ganz anderes Reſultat ein .

Man fege von 12 Buͤrgern ( wir wollen kleine Zah —

len annehmen , zur Erleichterung der Anſchaulichkeit ) haͤt⸗

ten 6 , jeder eine Leiftung von roo fl. Werth getragen ,

4 von sound 2 gar nichts . Go mwâre die Totalſumme

der Leifiung 800 fi - Bey gleicher Vertheilung Håtte jeder

66 2/3 fl . geben folen , e3 måfen daher - jest die erften

6 jeder 33 1/3 fl. a18 Bergåtungg - oder Ausgleichungs —

fumme erhalten , die 4 folgenden zahlen jeder 16 2/3 f -

hinaus und die wey legten jeder 66 2/3 fl .

3311/3 4 6 2200

16 2f3 M 4 — 66
2A3? 200

66 2/3 4 2 = 133 1/3 )

Håtte nun der Gtaat die Leiftung der erfen 6 alg

Borfhuf oder Darlehen angenommen , fo wåren ih -

nen nicht nur 200 fl . , fondern boo fl. zu bezahlen gewe -

fen . Diefe 6oo fi . aber , wenn fie mittelft einer Umia

ge auf alle 12Buͤrger waͤre hereingebracht worden , haͤt⸗

ten får jeden einzelnen 66 2/3 fl . betragen ; undin die -

fem einzigen Fall , naͤmlich in der Vorausſetzung , daß

alle 12 Buͤrger nicht nur genau die naͤmlichen im Augen —

blicke der Ausgleichung wie in jenem der Leiſtung

ſeyen , ſondern daß ſie auch die einzigen geblieben ſeyen
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und genau dDaffelbe feuerbare Bermõgen im leg -

ten Augenblid — wie im erften befigen , wåre die Be -

zahlung Der Yuggleichung in der Wirfung gleich . Die

kleinſte Aenderung in einem dDiefer Punte aber — und

{wie unendlich viele folhe Henderungen treten in Staat

tåglich und ftůndlich ein ! — perwiret den ganzen Cal -

cul , oder mait ihn vielmehr unmóglidh . Eg mifen

fodann , wenn man auggleichen will , Durch bloge Reh tg -

fiction die Nachfolger in gewifen Steuerobjecten

fùr die Nachfolger der urfprůnglihen Glåubiger und

Schuldner angefehen , und leicht mógen - nun die wahren

Nachfolger Coder Erben ) . der Glåubiger , und die

alfo ſelbſt zu fordern haben / zu Schuldnern , und

die Nachfolger der Schuldner , und welche alſo

ſelbſt ſchuldig ſind , zu Glaͤubigern werden . Welchen
Namen findet wohl im Rechte ein ſolches Geſchaͤft ? —

Setzen wir dagegen , der Staat habe gleich anfangs
die 600 fl. als Schuld uͤbernommen , ſo iſt jede Be —

ſitz⸗ oder Perſonen - Veraͤnderung gleichguͤltig . Die naͤm —

liche moraliſche Perſon , d. h. der Staat , welcher an —

fangs ſchuldete , bleibt fortwaͤhrend Schuldnerin bis zur

Zahlung , und fie hebt von Rechtswegen , wenn ſie ein —

mal die Zahlung leiſtet , von allen zur Zeit dieſer Zah—⸗

tung fteuerpflichtigen Bürgern Beytraͤge im Verhaͤltniß

ihres ſteuerbaren Vermoͤgens ein , weil die Zahlung der

Schulden wie je de andere Staatsausgabe im —

mer zur natuͤrlichen und rechtlichen Bedeckung das Ber -

moͤgen der Buͤrger hat . Die Glaͤubiger oder ihre Nach —

folger Caug allgemeinen oder befondern Ziteln ) erhal -
ten fodann ihre Forderung ohne Hbzug , und mwenn fie
auch in. ihrer Eigenfhaft alg Steuerpflichtige Daz con -

tribuiren (Ceg fann jedoch die Zahlung auch ohne Steu -

erbeytraͤge etwa aus dem Ertrage . der Domainen Statt
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ſinden ) ſo ſteht dieſe Contribution in gar keinem Ver⸗

haͤltniß zu ihrer Forderung , oder zu dem Vermoͤ⸗

gensverhaͤltniß derjenigen , welche dem Staat einſt Vor⸗
ſchuß leiſteten , ſondern blos zu ihrem wirklichen

Vermoͤgen , ſie kann demnach groͤßer oder kleiner ſeyn ,

als der von ihnen im Fall einer augenblidlichen Mugs

gleichung einzuwerfende Beytrag geweſen waͤre,

ja fie fann felo = o feyn , und auf jeden Fal gez

fchiept diefe Contribution aug einem gang andern

Titel , alB der Abzug bey der Ausgleichung , naͤmlich

nicht wegen einer angenommenen Nachfolge in die

Verpflichtung der ehemaligen Leiſtungspflichtigen

gegen deren Mitpflichtige , ſondern wegen ſelbſt ei —

gener Verpflichtung gegen den Staat .

6) Die Ausgleichung ſetzt weiter voraus eine voll :

ſtaͤndige Kenntniß der von allen Einzelnen im ganzen

Ort getragenen Laſten in irgend einer Sphaͤre , eine voll —

ſtaͤndige und allſeitige Gegenrechnung in der als ein

rechtliches Ganzes erſcheinenden Sphaͤre — hier al —

ſo der Kriegsleiſtungen uͤberhaupt und ohne Ausnahme

wie ich ſolches umſtaͤndlich ſchon in einem 1820 uͤber

denſelben Gegenſtand gehaltenen Vortrag entwickelte .

Denn ohne ſolche allſeitige Gegenrechnung erſcheint

gar kein Schuldner und kein Glaͤubiger . Schulden —

zahlung dagegen kann auch bey einzelnen Poſten

Statt finden . Ein jeder Poſten iſt ein Ganzes får

fih .

7 ) Der Staat thut hiernach bep Anordnung der

Ausgleichung etwas ganz anderes , als bey der

gleichbaldigen Bezahlung oder bey der Uebernahme als

Schuld . Dort will er das geſtoͤrte Rechts — oder

Gleichheits - Verhaͤltniß zwiſchen den Contribuirenden

wieder herſtellen , hier wird jenes Verhaͤltniß
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fort erhalten , eg if alfo Wiederherfeltng tnng -

thig . Dort entfolieft er fich zur Befreitung einer
Laft aug den Mitteln der Gegenwart , und aug je -
nen der Cinzelnen , nåmlih aug den rechtlich zu
fordernden Beytraͤgen der in demſelben Augenblick vor -

handenen ſteuerpflichtigen Buͤrger , hier entſchließt er
ſich zur Bezahlung der Leiſtung aus den Mitteln
der Geſamtheit und zwar entweder aus den

ſchon vorhandenen , aus fruͤhern Beytraͤgen oder an —
dern Einkuͤnften erwach ſenen oͤffentlichen Geldern
oder aus den Geſamtmitteln der Zuku nft D peizur
Uebernahme einer Schuld , welche , nach ihrem Bes

griff , al3 Berpflichtung der immer identifoen mora -

liſchen Perſoͤnlichkeit des Staats , vermoͤge
Rechtens alle jeweiligen Bürger , und nach dem

Maaf ihrer jeweiligen Steuerpflicht tenent

maht . Dort werden beftimmte Bürger ( die wirf -

lih vorhandenen ) mit beftimmten Betrågen ( dem
Refultat der Repartition nach ihrem wirklichen Ver —

moͤgen ) in Anſpruch genommen ; hier wird die Laſt an
unbekannte —erſt kuͤnftig und wann immer in den
Staatsverband eintretende Perſonen und mit uns

beftimmten Raten , nach dem Vermoͤgensverhaͤlt—
niß zur Zeit der kuͤnftigen Zahlung und nach den in
der kuͤnftigen Zeit beſtehenden Steuergeſetzen — aus⸗

zumeſſen , ja vielleicht auch nach Ergiebigkeit der

ſonſtigen Staatseinkuͤnfte zu ermaͤßigen —gewieſen~
Dief find zweh weſentlich verſchiedene

Handlungen , die alſo niht demfelben Gefeg uns

terliegen koͤnnen ; Forderungen an ganz verſchie —
dene Perſonen und in ganz verſchiedenem
Maaße gerichtet , und Befriedigungen , abermals

ganz verſchiedenen Perſonen , und in ganz verſchiede —
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nem Maaße ertheilt , was alſo verſchiedene Titel und

verſchiedene Erforderniſſe vorausſetzt , naͤmlich:

Ausgleichung ſetzt zur rechtlich nuͤtzlichen Aus —⸗

fuͤhrung außer einer vollſtaͤndig allſeitigen Li —

quidirung auh wahre Ydentitåt - der Perfonen

und ihres Vermógengftandeg ( wenigfteng fort -

waͤhrendes Bekanntſeyn ihres zur Zeit der geſche —

henen Leiſtung beſtandenen Vermoͤgens , und fortwaͤh —

rende Verzeichnung der allgemeinen Nachfolger , der ur —

ſpruͤnglich Leiſtenden und Nich tleiſtenden , und

zwar nah den verſchiedenen Erbſsquoten voraus ) ,

weil eine Compenſation oder Abrechnung nur zwiſchen

denjenigen geſchehen kann , die ſich wirklich ſchuldig

ſind , dah . welche — natuͤrlich oder juriſtiſch — genau

die naͤmlichen Perſonen ſind , zwiſchen welchen die

wechſelſeitigen Schulden entſtanden ; ſie ſetzt alſo etwas

in der kuͤrzeſten Zeitfriſt nicht mehr Vorhandenes ,

oder etwas abſobut Unmoͤgliches voraus , und

fann alfo nur alg augenblidlihe , dD. h. als un -

mittelbar der Leitung nachfolgende Opera :

tion mit der Rechtgidee vereinbart werden .

Die Uebernahme als S chuld fann gefchehen ohne

folche Vorausfegung , Denn die Hier freylich auch . er -

forderliche Identitaͤt der urſpruͤnglich ereditirenden ,

und ſich verpflichtenden Perſonen mit den nachher be —

zahlt werdenden und bezahlenden Perſonen bleibt noh

in der ſpaͤteſten Folgezeit erkennbar , alſo kann auch

ohne alles Bedenken und rechtlichen Zweifel eine

Staatsſchuld Jahrhunderte lang fortdauern , und

nach Jahrhunderten noch die Bezahlung geſchehen . Die

Schuldurkunde erhaͤlt Dag Rechtsverhaͤltniß , wel —

ches beſtand im Augenblick ihrer Errichtung , unveraͤn⸗

dert fort . Dagegen hoͤrt die Moͤglichkeit der rechtlichen
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Ausgleichung beym erſten Perſonenwechſel auf ,
und man kann nicht mit beſſerem Grund eine vor 6
oder 8 Jahren getragene Kriegslaſt peraͤquiren , oder

ſolche Peraͤquirung anſprechen , als man eine vor Jahr —
hunderten getragene zu peraͤquiren vermag . Wer

da behauptet , Die Kriegslaſten von 1809 bis 1815 koͤnn —

ten und muͤßten peraͤquirt werden , und es ſey ſolche
Peraͤquirung nur eine brevi manu geſchehende Zahlung
einer Staatsſchuld , der muß , um conſequent zu ſeyhn ,

zugeben oder behaupten , dag auch noch die Kriegs —

ſchaͤden vom dreißigjaͤhrigen Krieg her — wo —

fern nur irgend eine Anzahl von Aufſchreibungen da —

von eruͤbrigt — ſolcher Peraͤquirung unterliegen . Denn

der Staat iſt ewig derſelbe , folglich dauern ſeine Schul —
den fort bis zur Zahlung . Und ſelbſt bey Vereinigung
oder Theilung der Staaten erloͤſchen ſolche Schulden

nicht . Warum alſo fordern wir keine Peraͤquirung
der laͤngſt getragenen Laſt ? — Darum , weil die For —

derung , wie die Schuldigkeit der Peraͤquirung
oder Gegenrechnung nur den Perſonen , nicht den

Gruͤnden oder Steuerobjecten zukam , und weil

durchaus kein Rechtsgrund gedenkbar iſt , warum zwi —

ſchen den Bezirken oder Grånden alg folchen , dD. b.

abgeſehen von ihren Inhabern und Eigenthuͤmern
eine Gleichheit der Belaſtung , oder eine Gegen —

rechnung Statt finden muͤſſe. Schon die Idee einer

ſolchen Gleichheit iſt eine Aufhebung des Rechtsbe —

griffs , weil Rechte und Schuldigkeiten nicht den Sa —

chen , ſondern den Perſonen zukommen , und weil

die Nachfolge blos im Beſitz einer Sache keine Iden —

titaͤt der Perſon hervorbringt .

II . Durch die bisherige Ausfuͤhrung iſt auch die

dritte Frage : „ Welche Art der Gleichſtellung fann 2
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in dem ung vorliegenden Falle rechttich Statt finden ? ”

bereits deutlich entſchieden . Naͤmlich : Hier , wo nur

alte , naͤmlich bereits 7 bis 13aͤhrige Kriegsleiſtungen

vorliegen , und aus Abgang der Materialien cine voll -

ſtaͤndige und allſeitige Liquidirung unmoͤglich iſt —

kann von einer Ausgleichung durch Gegenrechnung oder

Peraͤquation zwiſchen den einzelnen Buͤrgern durchaus

keine Rede mehr ſeyn , ſondern blos von Schulden —

zaͤhlung , und vielleicht von einiger Bauſchverguͤtung ,

oder vielmehr Aushuͤlfsleiſtung an einige der am

ſchwerſten bedruͤckten Gemeinden und Bezirke . Die

Minoritaͤt in der Commiſſton ( der geh . Hofrath Bacha -

riå ) þat ſich zwar auch gegen Die vorgefhlagene Pers

áquation erflårt , aber aug durchaus unrichtigem und

daher unuͤberzeugendem Grunde . „ Staa tsanlehen

feyen inder Regel miderrechtlidh , ein jeder

Zag fol für dag Seine forgen . Nur auf Art eineg

Vergleichs koͤnne ein Theil der Kriegsleiſtungen in

eine Staatsſchuld verwandelt , und alſo den Steuer —

pflichtigen einer kuͤnftigen Zeit aufgebuͤrdet werden . Den

Haupttheil muͤßten aber immer die Steuerpflichtigen

der Gegenwart tragen . Da nun jetzt nur zufaͤllig

und nur ein Theil der damaligen — da he waͤhrend der

Kriegsjahre geweſenen Steuerpflichtigen noch exiſtire ,

ſo ſey es eine ſchwere Ungerechtigkeit , die ganze

Kriegslaſt von 1809 bis 1815 auf die Schultern der

jetzigen oder gar noch kuͤnftigen Steuerpflichtigen zu

legen , und eg bleibe Daher — zumal da auch die

Preisbeſtimmung der alten Leiſtungen ſchwierig ſey —

abermals blos ein Vergleich der moͤgliche Weg , um

aus dieſem „ Irrgarten “ zu kommen . “

Dieſes ganze Argument iſt bereits von dem Heren

Berichtserſtatter der Commiſſton im Namen der Majo -
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ritaͤt aufs ſiegreichſte widerlegt worden ; ( wiewohl man

ſich dabey auf einen andern Abweg verlor, ) ich will

blos ein paar Worte hinzufuͤgen .

Nicht darin , daß die jetzigen Steuerpflichtigen

dasjenige verguͤten ſollen , was ein Theil der ehemali —

gen Steuerpflichtigen zu vieles leiſtete , liegt die Unge —
rechtigkeit der Operation . Denn wenn jene , welche

zu vieles geleiſtet haben , noch vorhanden waͤren ,
oder juriſtiſch erſchienen , da h. alſo wenn die wahren

Glaͤubiger erſchienen , und wenn weiter ( da die ur —

ſpruͤnglichen Schuldner , d. h. welche zu wenig leiſte —
ten , gleichfalls verfhmwmunden , alfo niht mehr zu

paden find, ) alfe jegigen Steuerpflichtigen

zur Befriedigung der eriten beytrågen , fo wåre dag

Gefhåft in den Weg einer eigentlichen S Huldzahz
lung eingeleitet , und dDabey Durchaug fein Unrecht
begangen . Aber unfer Gefez mil nur einen Theil der

jegigen Gteuerpflichtigen , nåmlich die angeblichen Nach -
folger der ehemaligen SHuldner ( die eg aber rechtlich
nicht find , fondern blog etwa einige Gteuerobjecte in

deren Bezirë befigen, ) anhalten , eine fogenannte Ber -

guͤtung an Solche zu leiſten , welche rechtlich gar

nichts zu fordern haben , welche naͤmlich zwar
als Nachfolger der urſpruͤnglichen Glaͤubiger wollen

betrachtet werden , eg aber durchaus nicht ſind , ſon —
dern abermals blos einige Steuerobjecte in deren Be —

zirk beſitzen . Unſer Geſetz will alſo einen Theil der

Buͤrger , welcher gar nichts ſchuldig iſt , zur Zahlung
an andere , welche gar nichts zu fordern haben , zwin —

gen , und darin nicht in der faͤlſchlich behaupteten Un —

zulaͤßigkeit einer der kuͤnftigen Buͤrger jeweils zuzu⸗

weiſenden Schuld liegt die unheilbare Ungerech —
tigfeit Der gangen Operation .
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Allerdings kann der Staat nach Beduͤrfniß und

Ermeſſen die fuͤr die Gegenwart allzudruͤckenden Laſten

der Zukunft uͤberweiſen , d. h. er kana Schulden

machen , deren Bezahlung den folgenden Generationen

obliegt ; und er if Dabe keineswegs durch ſtrenge

Rechtsregeln , ſondern mehr nur durch moraliſche und

humane Ruͤckſichten beſchraͤnkt , doch auch ſchon durch

jeweils vorhandenes vernuͤnftiges Selbſtintereſſe

in den Gchranfen der Måficung erhalten ,

Die GtaatSregierung it hier tinem Familienhaupt
— die Volfgrepráfentation etwa dem Familienrath —

hu vergleichen . Beide find Den Nachfommen zu lieben

der Ruͤckſtcht und Fuͤrſorge verpflichtet , beide auch durch

natuͤrliches Gefuͤhl dazu angetrieben ; aber eine ſtrenge

Rechtsſchuld findet ſich da nicht . Wenn hier die

Kinder , dort die nachkommende Generation das ver —

ſchuldete Erbe — hier etwa das Haus , dort den Staat
—oder das Staatsgut im weiteſten Sinn dieſes Wor —

tes —nicht wollen , ſo moͤgen ſie ſich deſſen entſchlagen .

Ihre Verpflichtung reicht nie weiter , als das Erbtheil

ſelbſt , es geſchieht ihnen alſo nie Unrecht .

Allein — nun muß ich gegen den Herrn Berichts⸗

erſtatter ſprechen — das in Frage ſtehende Geſchaͤft iſt

keine Schuldenzahlung , dahe keine Liquidation

einer Staͤatsſchuld . Dieſes geht aus dem fruͤher

Geſagten wohl ſonnenklar hervor . Glaͤubiger er —

ſcheinen jetzt gar keine mehr ; was als Verguͤtung be —

zahlt wurde , kaͤme nun ganz andern Perfonen zu gut ,

als welche wirklich zu fordern hatten , und nicht der

Gtaat , d . h. die volle Geſamtheit , welche doch allein

als SGHuldner gedacht merden fann , mwenn man don

Staatsſchulden ſpricht , ſoll die Bezahlung leiſten ,

ſondern ſie ſoll geleiſtet werden blos von einem Theil
Protokolle der J. Kammer . ae Bd 17
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der Staatsbuͤrger , von Perſonen , welche gar nichts

weder ſchuldig waren noch ſind . Denn nur die Schul —

den der Geſamtheit , nicht aber jene der Einzelnen
koͤnnen als natuͤrlich auf den Steuerobjecten haftend

betrachtet werden ; und dann iſt erſt noch die Frage :
Welches ſind denn die Steuerobjecte ? — Warum blos

Grund und Boden , und etwa die Gewerbe ?— Warum

nicht alleg uͤbrige Beſitzthum ? Warum nicht

auch Die Berzehrung Cfo lange man die Mccife im

Stener ftem beybehålt ) ? Warum endlich nicht blog

auch die perfòntihe Kraft , deren Verwendung zu

nuͤtzlicher Arbeit moͤglich , und alsdann einem Steuer —

beytrag vollkommen gleich iſt ? — Dann : ſollte es auch

gedenkbar ſeyn , daß auf einem von der Finanzgewalt

willkuͤhrlich zu beſtimmenden Steuerobject eine Laſt

haften koͤnne, ſo iſts wenigſtens unbegreiflich , wie ſol —

chen Gteuerobjecten , dD. h. Sachen , eine Gutha -

bung , ein Anſpruch auf Erſatz koͤnne beygemeſſen mer -

den , ſo lange noch irgend Perſo nen , Sachen und

Rechte niht eineg und dDaffelbe find .

Der Herr BericHtSerftatter , Die Natur diefer Vers

haͤltniſſe wohl durchblickend , Hat fich noh eine legte

Gtelung vorbehalten , von wo aug , mwenn die crfie

múfte verlafen werden , dag Gefez zu vertheidigen
waͤre . Er ſagt naͤmlich : „ Die Kriegsleiſtungen wuͤr—

den mit wenigen Ausnahmen immer nur Bezirken und

Gemeinden , nicht einzelnen Individuen zugewieſen
Nur die Gemeinden waren daher in dem Fall , zur

Aufbringung derſelben auf die Individuen zu greifen .
Aus dieſem Grund geht daher die beabſichtigte Lan —

desausgleich ung nur auf Gemeinden ; Glaͤubiger
und Schuldner find daher unwandelbar moraliſche Perz

ſonen , ewige Vereine , und die aus der Veraͤnderlich —
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keit der Beytragspflichtigen hergenommenen Zweifel fin —

den alſo bey dieſer Ausgleichung keine Anwendung ,

ſondern koͤnnen nur bey der Abrechnung in den einzel —

nen Gemeinden zur Sprache kommen , welche in ein

beſonderes Geſetz verwieſen werden ſoll . “

Allerdings kann von dieſem Standpunkt aus die

Idee einer Ausgleichung gerettet werden . Wenn nun

in ſofern wirklich die Kriegsforderungen nur an die

Gemeinden und Bezirke , als moraliſche oder Ge —

ſaͤmtperſoͤnlichkeiten ergingen , und von denſelben als

ſolche befriedigt werden , ſo dauert die Identitaͤt

der Glaͤubiger und Schuldner ( . H. derer , die zu viel

und derer , die 3u wenig geleitet haben ) fört , und

die Ausgleichung in der einzigen Vorausſetzung , daß

die Materialien , dD. H. die Bemweife dber die Leis

fungen in einiger Vollſtaͤndigkeit vorliegen — kann unz

bedenklich geſchehen . Wo kein Wechſel der Per —

fonen eintritt , da iſt eine ſpaͤtere Ausgleichung einer

augenblicklich geſchehenden , an Wirkung und Rechtsbe⸗

gruͤndung gleich .

Allein auch dieſe —obwohl ſehr ſcheinbare — Vor⸗

telung if im inneren Grunde irrig und ohne affen

Rechtsboden , wie aus nachſtehenden Betrachtungen

hervorgeht .

Die Kriegsforderungen , wie in der Regel alle

Staͤatsforderungen , gehen nur an die Einzelnen ,

als die eigentlichen Staatsglieder und Leiſtungspflich —

tigen ( an moraliſche Perſonen , alſo auch Gemeinden ,

nur in ſofern ſie als ſolche ein ſteuerbares Vermoͤgen

befigen , wodurch fie zür Leiſtung nach Maßregeln defe

felben , und gleich den Privaten verpflichtet werden )

wenn der Gtaat die Gemeinden oder Bezirke zu

Leiſtungen aufruft , ſo iſt dieſes lediglich eine Maßregel

—
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der Adminiſtration , wodurch das Rechtsverhaͤltniß
keine Aenderung erleidet . Die Gemeinden — als

Summen von Einzelnen oder als Inbegriffe von Per —

ſonen , die ein betreffendes Steuercapital beſitzen —

werden nach der Maffe des in- ihnen enthaltenen

Gteuerfubfirats zu Beytrágen aufgefordert , und ihren

Vorſtehern oder Municipalitaͤten die Subrepartition un —

ter die Einzelnen — etwa auch die Uebernehmer eines

verhaͤltnißmaͤßigen Theils auch das Geſamtvermö —

gen der Gemeinden — uͤberlaſſen . Aber deswegen

ſind ſie , die Geſamtheiten ( wiewohl wir wollen blos von

den Gemeinden ſprechen , weil die Geſamtperſoͤnlichkeit der
Bezirfe in einem weit geringern Maße Statt fin —
det , alſo hier noch weit weniger , als bey Gemeinden

der Begriff einer Geſamtverbindlichkeit aufge —
ſtellt werden kann ) , alſo deswegen ſind die Gemeinden ,
als ſolche , doch nicht die eigentlich Pfluchtigen , und

eine zwiſchen ihnen zu pflegende Abrechnung kann nur

in dem Sinne und in der Vorausſetzung eine recht —
liche Bedeutung haben , daß das Ergebniß der Abrech —

nung durch ihre Vermittlung auf die Einzel —
nen , als die eigentlichen Guthabenden und Schuldigen ,
ſeine Wirkung aͤußere , daß alſo eine Ausgleichu ng
zwiſchen den Einzelnen als letztes Reſultat der gez

doppelten Operation , und als alleiniges rechtli —

ches Ziel derſelben herauskomme . Da nm nach dem

Obengeſagten eine Ausgleichung zwiſchen Ei ngel
nen nach bereits eingetretenem vielfaͤltigen Perſonen —
wechſel ein rechtliches Und ing iſt , ſo muß auch eine ,
blos auf dieſes Unding abzielende , vorlaͤuftge Aus -

gleichung unter den Gemeinden nicht weniger
rechtlich nichtig , alfo unbedingt verwerflich ſeyn .
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Oder warum denn ſonſt folen die Gemeinden

unter ſich gleichgeſtellt werden , wenn nicht wegen der

unter ihnen begriffenen Einzelnen ? — Welche

Rechtsnothwendigkeit iſt es , daß alle Gemeinden

im Staat als Geſamtperſoͤnlichkeiten gleichgeſtellt wer —

den ? — Sind Åbrigeng die Einzelnen gleichaefelt ,

dann find eg die Gemeinden — wenigſtens als Sum —

men von Einzelnen betrachtet ( ja ſelbſt Geſamtperſoͤn —

tichfeiten , weil man diefe dann behandeln fann , wie

Einzelne ) auch ; aber eine Gleichſtellung der

Gemeinden kann Statt finden bey der groͤßten Un —

gleichheit der Leiſtungen der Einzelnen . Solche Gleich —

ſtelling unbedingt begehren , heißt alſo die Perſoͤnlich —

keit der Einzelnen untergehen machen in der Ge -

ſamtperſoͤnlichkeit der Gemeinden , eg heißt den wirk —

tich Lebendigen Unrecht thun , um den myſti —

ſchen Perſonen ein von ihnen nicht angeſprochenes

und nicht anzuſprechendes Gleichmagß anzulegen . Wenn

z. B . ich als Einzelner ſchon mehr geleiſtet habe , als

nach dem Verhaͤltniß zu allen andern Einzelnen im

Staat mir zur Laſt fiel , wie kann ich darum , weil

vielleicht meiine Gemeinde bey der Summirung ihrer

Beytraͤge , oder der Beytraͤge ihrer Glieder gegen eine

andere im Ruͤckſtand bleibt , zu einem weitern Beytrag

angehalten werden ? Und wie kann mir , der ich vielleicht

perfónlich sehr wenig geleiſtet habe , deswegen , weil

meine Gemeinde bey der allgemeinen Abrechnung ein

guͤnſtiges Loos zieht , eine Verguͤtung rechtlich zukom —

men ? Beides wuͤrde aber in unzaͤhligen Wiederholungen

Statt finden , wenn man die Peraͤquation zwiſchen den

Gemeinden ins Werk richtete . Denn die Vertheilung

der Guthabung oder der Schuldigkeit unter die Ge —

meindeglieder wuͤrden ſodann nach dem Verhaͤltniß
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Der jetzigen Steuerpflicht der Einzelnen geſchehen , und

dieſe iſt von dem Verhaͤltniß der ehemaligen Leiſtung
und Pflicht unendlich verſchieden , alſo unvermeidlich ,
daß unzaͤhligemal einen Erſatz empfange , dem keiner

gebuͤhrt , und zur Hinausbezahlung gezwungen werde ,

wer eher Verguͤtung zu fordern haͤtte , unvermeidlich
alſo , daß den wirklichen Perſonen weſentliches Unrecht

geſchehe , um den idealen Perſonen ein ertraͤumtes

Recht zu gewaͤhren . Auch wenn die Verguͤtung — bey

etwa eingeſehener Unmoͤglichkeit , einer rechtlichen Ver —

theilung unter die Einzelnen , und alſo aufgegebenem

Project der Localausgleichung — nur aus der Gemein —

dekaſſe geſchaͤhe , oder in die Gemeindekaſſe floͤße, bliebe

das Unrecht . Denn der Gewinn oder Verluſt der Gez

meindekaſſe iſt es mittelbar immer auch får Den Einzel -

nen , und ceine in der Gemeinde A; verordnete Umfage

zum Vortheil der Gemeindekaſſe von B. und umgekehrt ,
oder auch nur eine Verwendung von ſonſtigen Gemein —

demitteln zu ſolchem Zweck iſt daher gleich ungerecht ,
wie die an die Einzelnen als Einzelne gerichtete Aus —

gleichungsforderung .

3) Was aber auch die wirklich von den Gemein —

den als ſolche getragene Laſt betrifft , ſo kann keine

Ausgleichung begehrt werden . Schon die Verſchieden —
þeit Der Principien , die man bey der Uebernahme von

Lafen auf die Gemeindefafe beobachtete , macht eg

unmóglich . Die eine Gemeinde hat mehr , die andere

weniger , Die eine hat diefe , die andere eine andere

Gattung der Kriegglaften hier aug Gemeindemit -

teln beftritten , dort auf die Gchultern der Einzel -
nen gewålzt . Weiter fol zwar angenommen werden ,
daf auch die Geſamtperfoͤnlichkeiten Glieder des Staa —

tes ſind , ( obwohl unſer Staatsrecht ſie nicht ausdruͤck
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lich als ſolche erkennt ) . Was hat aber eine Claſſe der

Staatsglieder vor der andern voraus , oder wie iſt ſie

ſo ſtreng von den andern geſchieden , daß eine Aus —

gleichung unter ihr privativ ohne Ausdehnung auf alfe

andere Gtaatgglieder folte Gtatt finden fónnen oder

måfen ? Wie fnnte man 3. B . fordern , daf etwa die

Gtandesherren unter fih — nåmlich opne Yuga

gleichung mit allen uͤbrigen Buͤrgern in Ruͤckſicht jener

Kriegslaſten ſich gleichſtellen ließen ? oder wie fónnte

man die Pfdrreyen deg Landes blog unter fidh

zur Ausgleichung zwingen 2 — Wenn ſie es freywillig

thun , ſo iſt — bey Beobachtung der noͤthigen Formen

— dagegen niht pu erinnern . Aber die Staats -

gewalt , die Gefeggebung deg Staateg fann

hier nur Allgemeines verordnen , und es hat auch

in dieſer Beziehung — naͤmlich bey der Entgegenſtel —

lung der Gemeinden gegen die Einzelnen — das Prin —

cip der Peraͤquation nur alsdann Bedeutung und

Rechtsboden , wenn dieſe allgemein , D. h. nicht blog

zwiſchen Gemeinden wechſelſeitig , ſondern zwiſchen allen

Gemeinden und Einzelnen ohne Ausnahme ins Werk

au richten ift . ;

4 ) Und endlich : Wag får cin grofer politiſcher

Nugen fol denn aug der Gleich fellung der Ge⸗

meinden herdorgehen ? Dem Ruin der Gemeinden

zuvorzukommen , mag raͤthlich und nothwendig ſeyn ,

nicht aber fie unter fich gleihaufte ( len . Nun måHte

aber , abgeſehen vòn der Unzuverlaͤßigkeit der ganzen

Berechnung , deren Elemente ſchon , hier durch Nachlaͤßig —

keit , dort durch Unredlichkeit , und dort durch Zufall

unlauter oder verfaͤlſcht , uͤberhaupt aber wegen Verz

fhiedenpeit der Manipulation : gang unbemweifend find ,

gar mancher Gemeinde , wenn auch dag Ergebniß der
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Peraͤquation vortheilhaft fuͤr fie augfiele , det Ruin

gleichwohl noch bevorſtehen , und manche , die jetzt dem
Ruin nahe iſt , gleichwohl durch das Ergebniß jener
Peraͤquation , zu noch weitern Beytraͤgen angehalten
werden , Wenigſtens wuͤrde ſolches nach dem vorliegen⸗
den Geſetzentwurfe , wefcher die Central - yon den Lo -
cal - Laffen unterfeheidet , und die legten unpergůtet lafe
fen wil , gar håufig geſchehen , indem gerade diejenigen
Laſten , welche man nicht verguͤten will , die ſchwerſten ,
drückendſten und erſchoͤpfendſten geweſen ſind ( z. Be die

Einquartirungslaſt , welche oftmals nicht nur die Ein —

zelnen , ſondern auch die Gemeinde , als Geſamt —
heit , erdruͤckte . )

Jeh frage daher wiederholt : warum ſollen die
Gemeinden unter fich gleichgeſtellt werden ? AS Ges

ſamtperſoͤnlichkeit — alſo als eine einzelne Gat -
tung der GtaatSglieder —find fie eg einander fo wenig
fhuMDig , als 3. B . die Grundherren oder Ritterkantone ,
oder Kirchen unter einander ( und ohne allgemeine
Gleichſtellung ) . Als Summen von Einzelnen ſind
ſie es einander wieder nicht ſchuldig , weil diejeni —
gen , die man hier im Auge haͤtte , naͤmlich die Ein —
zelnen , davon nimmer nach Recht und Billigkeit ,
ſondern nach bloßem Zufall den Vortheil oder Schaden
erfuͤhren , und daher die Anzabl der Einzelnen , die
durch die Kriegsleiſtungen verkuͤrzt , oder uͤbermaͤßig
gedruͤckt wuͤrden , nun im Ganzen fich eher vermehren
alg vermindern wmårde , Warum alſo eine unermeßlich
muͤhſame , Zeit und Geld koſtende , zu vielen Zerwuͤrf⸗
niſſen und Hader fuͤhrende Operation vornehmen , deren
Reſultat nothwendig das mannigfaltigſte und gehaͤſſigſte
Unrecht , und deren Nutzen — Unterſtuͤtzung einiger
beſonders herabgekommenen Gemeinden — aͤußerſt be⸗
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ſchraͤnkt , und auch ohne dieſe Maßregel auf weit ein⸗

facherem und leichterem Wege zu erreichen waͤre ? —

Der Weg naͤmlich waͤre folgender :

Man ſcheide aus der großen Maſſe von Kriegs —

leiſtungen nur diejenigen aug , fùr welche bey der Ginz

forderung — nicht etwa blog P eraͤquation — fonz

dern Bezahlung verheigen mard , und deren Betrag alg

wahre Staatsſchuld , als Schuld der Geſamt⸗

heit — nicht als Bergútungg - und Compenſations⸗

Gegenſtand zwiſchen dem Einzelnen erſceheint . Dieſe

Schuld zahle man durch eine auf dem Wege der allge -

meinen — ordentlichen oder augerordentlihen — Bez

ſteuerung hereinzubringenden Summe , oder ſtelle

Staatsſchuldſcheine dafuͤr aus . Nicht minder

laſſe man etwa denjenigen Gemeinden , welche — nicht

eben genau nach dem aus den geſammelten Peraͤquations⸗

materialien hervorgehenden Maaß ihrer Praͤgravation ,

ſondern vielmehr nach dem Maaß ihrer durch den

Kriegsdruck uͤberhaupt und alle ſeine Folgen bewirkten

wirklichen Noth — einer Unterſtuͤtzung ganz vorzuͤglich
beduͤrftig und wuͤrdig erſcheinen , eine ſolche aus den

allgemeinen Staatsmitteln zugehen : alsdann

ſind alle jetzt noch irgend erreichbare Zwecke erreicht ,

und alles Unrecht iſt vermieden , wenigſtens kein neues

Unrecht zum alten gehaͤuft .

Noch bleibt uͤbrig , in Kuͤrze zu unterſuchen , ob

das vom Standpunkt der Theorie , oder des erſt zu

gebenden Geſetzes als verwerflich dargeſtellte Per —

aͤquationsgeſchaͤft , vieleicht von jenem der fhon ges

gebenen poſitiven Geſetze , und der davon blos

noch zu machenden naͤhern Anwendundg zu rechtfer —

tigen ſey ? —
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Der hochverehrte Herr Berichtserſtatter hat auch

die ſe Anſicht , als letztes Moment mit Scharfſinn und

PR Nachdruck , durch Aufſtellung von vier angeblich pofitis
|

ven Feffesungen , urgirt , allein , wie ich. glaube , mit

| Unrecht .
[i Denn

| Ereng : Die Cabinetgordre vom Fahr 1809

—0 kann ſchon nach ihrem hoͤchſt ſummariſch gefaßten In —

i balte , welcher blos die fruͤher beſtandenen Adminis

ii firatit - Anordnungen / über Peråquirung der - Kriegg -
| fajten in den 3 dDamaligen Provinzen „ auf den neuor —
| ganiſirten Geſamtſtaat ausdehnt “ , auch blos von
|

„ Etappenkoſten “ nicht von ſaͤmtlichen Kriegsleiſtun —

| gen fpricht , daher auch Den Fortbeftand der Etappens
l einrichtung vorauszuſetzen ſcheint , fuͤr nichts anders ,

als eine gleichfalls blos adminiſtrative und interimi —

ſtiſche Verordnung gelten , als eine bloße Verfuͤgung
| an die Behörden , welchen allein fie auch befannt gez

macht ward . Eg ift eine durchaus unftatthafte Wn -

nahme , daf eine Verordnung wahre Geſetzeskraft haben

koͤnne , welche nicht gedruckt , alſo dem Volk , deſſen
- Rechte , und hier ingbefondere defen Eigenthumgrechte

und mwechfelfeitige Forderungen , eg befimmen foll nicht
kund gemacht worden iſt . Geſtehen wirs offen . Wir

hatten damals uͤberhaupt ſehr wenige eigentliche Geſetze .
Der Buͤrger mußte ſich gefallen laſſen , was uͤber ihn

erging , und nicht ſeiner Rechte auf Gleichſtellung wil —

len , ſondern blos aus ſtaatswirthſchaftlichen Gruͤnden ,
weil naͤmlich von gleich Belaſteten mehr zu erſchwin —

gen iſt , verordnete die Adminiſtration jene Gleichſtel —

tung , die aber niemals in ' s eigene Recht der Buͤrger

erwuchs , ſondern bloße Norm fuͤr die Regierungsſtellen
blieb .
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Aber ſelbſt wenn die Cabinetsordre ein Geſetz waͤre,

fo bånde fie ung hier nicht . Ihre Beſtimmungen ſind

fo vag , daf fie eigentlich nichts befimmt , und zumal

die wichtigſten Punkte , naͤmlich die Art und Zeit der

Peraͤquation ganz unbeſtimmt laͤßtes Nun haͤngt aber

von der Art der Peraͤquation die ganze Gerechtigkeit

oder Ungerechtigkeit des Geſchaͤfts , und alles Ergebniß

deſſelben , fuͤr Einzelne und Gemeinden , ab . Eg ift

ihnen nichts zugeſichert durch den blos allgemeinen

Grundſatz , als hoͤchſtens ein kuͤnftig daruͤber zu erlaſ⸗

ſendes — aber dann nicht ruͤckwirkendes Geſetz , und

deſſen Baſis , wenn man nicht annehmen mwil , eg fey

etwas Unrechtes verheifen worden , die vorhin entwidel

ten Grundfåge , dD. b. eine augenblicklich oder in der

kuͤrzeſten Friſt nachfolgende Ausgleichung ſeyn muͤſſen .

Da dieſes Geſetz bis jetzt nicht kam , und da die Friſt ,

binnen welcher allein eine dem Recht entfprehende Ers

füllung der in der Cabinetsordre ausgeſprochenen Aus⸗

gleichung moͤglich war , laͤngſt verſtrichen iſt , ſo hat ale

Kraft und Bedeutung jener Ordre von ſelbſt aufgehoͤrt

ſie iſt erloſchen durch Nichterfuͤllung , wir ſtehen

wieder auf dem reinen Boden der freyen Geſetz —

gebung —
Zweytens : Die weiteres Verordnung von 1812

iſt nach ihrer eigenen Erklaͤrung eine blos proviſoriſche

Verfuͤgung zu einiger Befolgung des in der Cabinets⸗

ordre von 1809 . auggefprochenen s Grundfageg der

Kriegskoſtenausgleichung Sie enthaͤlt theils vorbe —

reitende Maßregeln , theils proviſoriſche Verguͤtungs ?

normen , und vertróftet §. 28 . in Ruͤckſicht der definiti —

ven Ausgleichung auf eine ſpaͤter zu erlaſſende weitere

Verordnung . Sie vertröoͤſtet alſo auf Etwas , was jetzt

zu geben nicht mehr moͤglich iſt , und hat daher gleich⸗
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maͤßig wie die Cabinetgordre , oder auch wie eine etwa
waͤhrend des dreyßigjaͤhrigen Kriegs erlaſſene aͤhnliche
Verordnung , durchaus keine Kraft und Bedeutung mehr .
Was in ihrer Gemåfheit ſchon geſchah , iſt wohl guͤltig
geſchehen , auch moͤgen die geſammelten Rechnungen
als Notizen intereſſant ſeyn , aber nimmer kann durch
ſie rechtlich und phyſiſch moͤglich werden , was einmal
rechtlich und phyſiſch unmoͤglich iſt , naͤmlich eine wahre
der Idee auch nur von fern entſprechende allgemeine
Peraͤquation .

Drittens : Bey der nachmals eingetretenen we —

ſentlichen Veraͤnderung aller Verhaͤltniſſe vermehrte ſich
noch das Chaos , und daher die Unmoͤglichkeit einer
ſpaͤter zu treffenden Ausgleichung , und die Vertråge
mit den Verbündeten , welche der Herr Berichtserſtat —
ter alg einen mweitern pofitiven Grund anführt , bringen
wohl die Verbindlichkeit zur Vertheilung der erhalte —
nen Vergütungen unter die Landestheile nach Dem migs
lichſt genau zu eruirenden Verhaͤltniß ihrer Leiſtungen
hervor , aber ſie aͤndern die oben ausgefuͤhrten Rechts —
verhaͤltniſſe der Buͤrger unter ſich und die Natur der

Dinge nicht . Endlich

Viertens iſt es allerdings eine ſehr dringende
Aufgabe fuͤr die nunmehrige Geſetzgebung , uͤber die

Kriegskoſtenvertheilung eine dem Recht gemaͤße Norm

zu beſtimmen , aber ſie kann es nur fuͤr die Zukunft ,
nicht fuͤr die Vergangenheit thun —

Nach allen dieſen Betrachtungen — fuͤr deren

Weitlaͤuftigkeit in der Natur des Gegenſtandes die

wohl genuͤgende Rechtfertigung liegt — moͤchte wohl der

Antrag auf voͤllige Verwerfung des Geſetzentwurfs be —

gruͤndet erſcheinen . Allein ich geſtehe , daß ich dem von
dem Berichtserſtatter vortrefflich entwickelten Grundſatz ,
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wonach gemeinwichtige Gegenftånde , wo immer moͤglich ,

nicht ſchon durch einſeitiges Abſprechen einer einzelnen

Kammer von der Hand zu weiſen , ſondern auch der

andern Kammer die Gelegenheit , fich Darüber augus

fprechen , durch geeignete Mittheilung zu geben fey ,

vollfommen beypfichte , und nur bedaure , Daf derfelbe

nicht auch fruͤher , zumal bey der Verhandlung uͤber

meine Motion , die Abſchaffung der Staats —

frohnen betreffend , iſt beobachtet worden . Es iſt

unſere Pflicht , ihn zu beobachten , und der Weg dazu

iſt gegeben durch das Recht der Verbeſſerungsvorſchlaͤge ,

womit ein Geſetzentwurf , oder eine vorgeſchlagene Bitte

um ein Geſetz begleitet , und alſo in veraͤnderter Ge —

ſtalt an die andere Kammer gebracht werden fann .

Die Verbeſſerungsvorſchlaͤge , welche ich hiernach

fuͤr das vorliegende Geſetz in Antrag bringe , beſte —

hen in folgenden :

1) daf dag Gefez får die Bufunft und niht fúr

die Vergangenheit gegeben werde , dD. H. alfo , daf darin

die Leitungen , welche und in wiefern fie bey einen

etwa kuͤnftigen Krieg , oder Durchmarſch , oder Beſetzung

als Gegenſtaͤnde einer allgemeinen oder theilweiſen Aus —

gleichung betrachtet und behandelt werden ſollen , moͤg⸗

lichſt genau beſtimmt , und fuͤr die Art der unmittelba —⸗
ren Beſtreitung und nachherigen Ausgleichung befrie —

digende Normen gegeben werden .

2 ) Daß fuͤrs Verfloſſene das Vorhaben einer foͤrm—

lichen Peraͤquation voͤllig aufgegeben , dagegen diejeni —

gen Leiſtungen oder Verluſte , wofuͤr der Erſatz bereits

rechtsguͤltig als Schuld vom Staat uͤbernommen , oder

ſolche Uebernahme durch ganz beſtimmte Verordnung

zugeſagt worden — ohne weitere Peraͤquationsopera⸗
tion — auf die Geſamtheit uͤberwieſen , d. h. entweder
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durch foͤrmliche Schuldſcheine bedeckt , oder durch eine

außerordentliche ( etwa eine allgemeine Vermoͤgensſteuer )
bezahlt werden moͤchten , und daß außerdem

3) fuͤr diejenigen Gemeinden oder Bezirke , welche
durch den Kriegsdrang in auffallend große Noth geras
then , eine maͤßige Unterſtuͤtzungsſumme gleichfalls aug

gemeinen Gtaat8mitteln möchte beftimmt werden . Endlich
M daß , wofern von gewiſſen Perſonen oder Claf -

fen offenbar zu wenig follte geleiftet morden feyn , eine

billige Nachforderung an dieſelben — in ſoweit naͤmlich
die Identitaͤt der Perſonen noch erkennbar geblieben =

tatt finden folle .
Die Begrånduüng diefer Anträge liegt in dem frå -

þer Gefagten . , Mber eg ift flar , daf die naͤheren Bors

ſchlaͤge fuͤr Punkt 1. am beſten aug cinér nochmaligen
Commiſſtonsverhandlung hervorgehen koͤnnten . Zwar
enthaͤlt der Commiſſtonsbericht bereits die meiſten da⸗

fuͤr maßgebenden Principien des Rechts wie der Klug —
heit , und ſehr lichtvoller und gruͤndlicher Darſtellung ;
doch wuͤrde natuͤrlich manche Modification nothwendig
oder moͤglich werden , wenn man das fuͤrs Vergangene
Vorgeſchlagene in ein fuͤr die Zukunft paſſendes Geſetz ,
alſo ohne Hemmung durch ſchon vorhandenen chadti —
ſchen Stoff und poſitive Verwirrung — umzuarbeiten
gedaͤchte . Uebrigens bin ich der Meinung , daß ohne
Zuruͤckverweiſung an die Commiſſion , nach dem Leit —

faden des uns vorliegenden vortrefflichen Berichtes ſich
uͤber die allgemeine Beſtimmung , ſey es nun als Ver —

beſſerungsvorſchlaͤge zu dem vorliegenden Geſetz , oder
als Antraͤge fuͤr einen zu erbittenden weitern Geſetz —
vorſchlag leicht koͤnnte verſtaͤndiget , und etwa der Vor —⸗

ſchlag der ſpecielleren Beſtimmungen dann Einer hohen
Regierung duͤrfte uͤberlaſſen werden
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Waͤhlte die hohe Kammer den Weg der Verbeß —

ſerungsvorſchlaͤge oder Zuſaͤtze zum gegenwaͤrtigen Ges

ſetz , ſo wuͤrde , nach dem Leitfaden deſſelben , bep

Art r . die Aufzaͤhlung derjenigen Kriegslaſten , welche

und wiefern ſie in Zukunft als gleichmaͤßig unter alle

Staatsbuͤrger zu vertheilende Laſten muͤßten betrachtet

und behandelt werden — etwa auch die Feſtſtellung der

Ausnahmen ( welche naͤmlich z. B . alg blofe Local - oder

Bezirks - Laſten zu betrachten kaͤmen ) ihre ſchicklichſte

Stelle finden . Das Geſetz uͤber gleiche Vertheilung

kuͤnftiger Kriegsleiſtungen , obſchon in der Tendenz von

jenem uͤber Ausgleichung verfloſſener Leiſtungen verſchie —

den , iſt gleichwohl dem letzten in Bezug auf die zu

regulirenden Gegenſtaͤnde ſehr nahe kommend , und der

vorgeſchlagene Leitfaden daher bequem und paſſend . Bey

Mrt . 2 . wmårde fodann die allgemeine Norm fůr die

Taxirung der verſchiedenen Beytraͤge und Leiſtungen

aufzuſtellen ſeyn , mit einem hinreichenden Spielraum

fuͤr das adminiſtrative Ermeſſen in den jeweils vor —⸗

kommenden Faͤllen .

Der Art . 3- — wie im gegenmwårtigen Geſetzvor —

ſchlag — koͤnnte die Weiſe der Liquidation und Rich⸗

tigſtellung oder Saldirung beſtimmen ; und ich erlaube

mir hier vorlaͤufig und ganz ſummariſch zwey einfache

Principien anzugeben , durch deren wohlgeregelte An —

wendung der ganze Zweck aufs Vollkommenſte und

Befriedigendſte wuͤrde erreicht werden , naͤmlich:

a) Bezahlung aler im Mrtifel r - beftimmter

Gegenftåánde mit Vong Cin fofern nicht einige Leiſtun —

gen ſelbſt mit Barſchaft zu bezahlen ſollte , raͤthlich be —

funden werden ) .

b) Gleichzeitiges — und in furzen Terminen zů wies

derholendes — Ausſchreiben außerordentlicher
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( GKriegs - ) Steuern uͤber den ganzen Staat , bey
deren Entrichtung die Bons wie Geld muͤßten an —

genommen werden . Hierdurch wuͤrde , was der Gtaat

der Gegenwart aufzubuͤrden fuͤr moͤglich und rathſam
hielte , im ſchnellſten Gang unter alle Staatsbuͤrger
gleichmaͤßig vertheilt werden . Die Einwechslung der

noch weitern Bons gegen foͤrmliche Schuldverſchreibun —
gen wuͤrde endlich den uͤbrigen Theil der Laſt den kuͤnf —
tigen Buͤrgern und abermals im Gleichmaaß zuſchieben ,
ſonach die ganze Operation vervollſtaͤndigen . Ich be —

gnuͤge mich vor jetzt mit dieſer Andeutung , die weitere

Ausfuͤhrung zur geeigneten Zeit mir vorbehaltend .
Die nun folgenden Artikel 4 bis 6 wuͤrden ſodann ,

nach Mafgabe melner obigen Vunéte 2. 3. u. 4. dahin
abzuaͤndern ſeyn , daß das Aufgeben des Peraͤqua⸗
tionsvorhabens fuͤr' s Verfloſſene ausgeſprochen , und

dagegen als einiges Surrogat die noͤthige Beſtimmung
uͤber beſagte Punkte , zumal uͤber PunÉt 3- gegeben
würde .

Der Betrag der hiernadh auf die Staats kaſſe
oder auf die Geſamtheit zu uͤbernehmenden Schul —
den - und Unterſtuͤtzungs Summe wuͤrde ſohin durch
Die Regierung auszumitteln , und durch den — naͤchſten
—Landtag anzuerkennen ſeyn .

Sollte die hohe Kammer die zu At

vorgeſchlagenen Abaͤnderungen , als den Begriff eines

Verbeſſerungsvorſchlags uͤberſchreitend , anſe —
hen , ſo koͤnnte die Beſchlußfaſſung daruͤber gleichwohl
unverzuͤglich und ohne allen Anſtand geſchehen , naͤm —

lich im Wege der noch ruͤckſtaͤndigen , und durch aus⸗

druͤcklichen Beſchluß vorbehaltenen Erledigung jenes
Theils meiner Motion ( Abſchaffung der Staatsfrohnen
betitelt ) welcher von Kriegsleiſtungen handelt , und
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noch nicht discutirt , jedoch , da die Berichtserſtattung

laͤngſt erfolgte , reif zur Diseuſſion iſt .

Die zu Art . 4. bis 6. vorgeſchlagenen Abaͤnderun⸗

gen uͤbrigens ſcheinen mir in keinem Fall den Gegen —

ſtand des vorliegenden Geſetzentwurfs zu uͤberſchreiten ;

denn ſein Gegenſtand iſt in allgemeiner Abfaſſung : „ end⸗

liche Regulirung der alten Kriegslaſten - Sache , endliche

geſetzliche Beſtimmung uͤber Behandlung derſelben, “

nicht eben „ Peraͤquation “ im ſtrengſten und eigent —⸗

lichen Ginn : Es iſt auch mein Vorſchlag der ein —⸗

zige Weg , worauf unfer Gefegentwurf vor der võls

ligen Vermerfung gerettet , und fohin noch an die zweyte

Rammer gebracht werden Fann .

Srhr . v. Tuͤrkheim : Als Berichtserſtatter finde

ich mih aufgefordert , voreré meine Anficht Hber diè

zu befolgende Ordnung der Berathung mitzutheilen

Zuerſt wird die allgemeine Eroͤrterung der Verpflichtung

zur Verguͤtung der in Frage ſtehenden Kriegskoſten ,

mithin deg Gegenſtandes des Geſetzentwurfs im Gan —⸗

zen und des etwa aus der Nichtanerkennung dieſer Ver —

pflichtung abgeleiteten Antrags auf Verwerfung deſſel —

ben kommen , — ſodann der äaufgeſtellte Unterſchied

zwiſchen den ſogenannten Central⸗ und Local - Laſten ,

weil der Geſetzentwurf ſich auf erſtere beſchraͤnkt , zwey

Mitglieder der Commiſſion aber von dieſer Beſchraͤn —

kung einen beſondern Verwerfungsgrund hernehmen

Erfolgt eine Verwerfung weder aus dem erſten , noch

aus dem zweyten Grund , ſo kann alsdann erſt in die

Eroͤrterung der einzelnen Beſtandtheile des Geſetzent —

wurfs und der vorgeſchlagenen Verbeſſerungen nach

dem 86. 17 . des Commiſſtonsberichts eingegangen wer —

den . Endlich bleiben , und zwar in jedem Falle zwey

weitere Mntråge der Commiffion , nåmlidh in Betreff

Wrotofolfe dér 1. Kaniner . at B3 . i8
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eines Geſetzes uͤber die Kriegskoſtenabrechnung in den

einzelnen Gemeinden , und eines Ausweiſes uͤber die

von den Verbuͤndeten bezogenen Entſchaͤdigungsgelder ,
ſo wie die auf die heutige Veranlaſſung ausgeſetzte
Berathung uͤber die Motion des Herrn Hofraths v.
Rotte in Betreff der Krieggfrobnen und anderer

Kriegslaſten uͤbrig .
Da nun in jedem Falle die aug allgemeinen Gruͤn —

en beſtrittene Statthaftigkeit der Kriegskoſtenverguͤtung
oder Ausgleichung — ich werde auf den herausgehobe —⸗
nen Unterſchied dieſer beiden Ausdruͤcke zuruͤckkommen
—zuerſt zur Sprache kommen muß , ſo erlaube ich mir

jetzt gleich einige Bemerkungen uͤber die fo eben gehal -
tene Nede . Gie if zwar zu verwidelt , als dag ich
ihr Punkt fuͤr Punkt nachfolgen koͤnnte , doch glaube ich
aus derſelben dasſenige aufgefaßt zu haben , mag hier
das Weſentliche iſt .

In dem Commiſſtonsberichte war eg nicht darum

zu thun , Zweifel zu erregen , und unentſchieden hinzu —
ſtellen , ſondern Antraͤge auf beſtimmt ausgeſprochene
Anſichten zu gruͤnden ; nunmehr aber werde ich frey⸗
muͤthig angeben , welches nach meiner Meinung die

ſchwaͤchere Seite der Sache iſt , deren Eroͤrterung nicht
ganz unfruchtbar iſt , ſondern weiter fuͤhren kann .

Wasg die erfte aufgeftelte Frage betrifft : ob ibers

haupt eine Berpflichtung deg Staats zur Verguͤtung
der Kriegslaſten beſtehe , ſo glaube ich in der ſo eben

gehaltenen Rede keine directe Beſtreitung dieſer Ver —

pflichtung , ſondern nur einige Unterſcheidungen und

Beſchraͤnkungen vernommen zu haben , deren Verfolgung
mir hier nicht noͤthig ſcheint , wie namentlich die Be -

hauptung , daß vom Feinde auferlegte , oder auch von

Verbuͤndeten tractatenwidrig erpreßte Kriegsleiſtungen
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von dieſer Verguͤtungspflicht ausgeſchloſſen ſeyen , was

dahin geſtellt bleiben mag , weil dieſer Fall Hier nicht

eintritt .

Die zweyte , von dem geehrten Redner aufgeſtellte

Frage , welche verſchiedene Wege offen ſtehen , um die

Verguͤtungspflicht zu realiſtren , in Verbindung mit der

Anwendung auf den gegebenen Fall iſt hingegen hier

die entſcheidende . Er hat ſehr richtig den Weg der

Repartition und den Weg der Bezahlung als einer

contrahirten Schuld unterſchieden , und ich kann ihm

ſehr Vieles von dem , was er uͤber den erſten geſagt

hat , zugeben , muß aber bemerken , daß der Weg , wel⸗

cher bey uns eingeſchlagen worden iſt , ſeinem Weſen

nach der zweyte iſt , und daß es ſich demnach hier ei —

gentlich nur von Bezahlung einer Schuld des Staates

handelt , denn blos der einſtweilige Vorſchuß der Kriegs⸗

leiſtungen fuͤr den Staat iſt den einzelnen Landesthei —

len durch Repartition oder eine nach Umſtaͤnden bemeſ⸗

ſene Zuſchiebung auferlegt worden . Daß bey uns die

Kriegsleiſtungen nicht in dem Sinne des Redners durch

Repartition ausgeglichen und abgethan worden ſind ,

geht daraus hervor , daß die Regierung gleich anfangs

dieſe Leiſtungen als Staalsſchuld erklaͤrt , d. h. Erſatz

derſelben zugeſagt hat , und ſie nur darum vorſchuß —

weiſe den einzelnen Landestheilen auferlegt hat , weil

fie. ihrer Natur nach eben fo wenig unmittelbar von

Der Regierung auf der Stelle angefchafft , als ibr Kos

ſtenbetrag voraus beſtimmt und angewieſen werden

konnte .

Daß die nachherige Zahlung die Geſtalt einer Aus —

gleichung erhaͤlt , kommt blog daher , weil man fich

bloger Formen und Worte wegen Feine unnåge Weit -

tåufigfeiten macht , und daher niht erf fùr die yol -

18 *



268 Protofole der Erfen Kammer .

ſtaͤndige Summe der zu verguͤtenden Kriegsleiſtungen
den Steuerbeytrag aus allen Theilen des Landes er —

hebt , um den Zahlungsbetrag ſodann wieder voll ſtaͤn⸗
dig zuruͤckzuſchicken , ſondern weil uͤberall nur ſo viel

erhoben oder hinausgezahlt wird , als der Steuerbeh —

trag oder die Forderung groͤßer iſt . Es iſt dies eben

ſo , wie wenn Handelsleute mit einander uͤber Ge —

ſchaͤfte , wodurch ſie ſich gegenſeitig Schuldner wuͤrden ,

Abrechnung pflegen , wobey blos das hinausgezahlt
wird , was nach Zuſammenſtellung des Soll und des

Haben der eine Theil ſchuldig bleibt , ohne daß darum

die Natur der gegenſeitigen Verbindlichkeit der Zah —
lung contrahirter Schuldigkeiten veraͤndert wuͤrde . Aus

dieſem Grunde iſt es auch im vorliegenden Fall ganz
gleichbedeutend , wenn man von Verguͤtung oder von

Ausgleichung der Kriegskoſten ſpricht .
Allein nicht ganz mit Unrecht iſt ein anderes Ar -

gument angefuͤhrt worden , naͤmlich , daß um eine Ver —

guͤtung oder Ausgleichung zu rechtfertigen , die Perſo⸗
nen , welche geleiſtet haben , und jene , welche die Ver —

guͤtung erhalten ſollen , die naͤmlichen ſeyn muͤſſen .
Meiner Meinung nach iſt dieß eben ſo anwendbar

auf den Weg der Schuldenzahlung , als auf den von
dem Redner beſchriebenen Weg der Repartition . Denn
es wuͤrde im Ganzen nicht ſchwerer halten , den , welcher
geleiſtet hat , als denjenigen , welcher die Forderung
deg erffern geerbt hat , augzumitteln .

Allein ift dief wirflich fo unmöglich , alg ohne nåbere

lnter fuchung nach allgemeinen Vermuthungen angenom —
men wurde ? Es iſt in dem Commiſſtonsberichte be —
reits geſagt worden , daß die Kriegsleiſtungen , wenige
einzelne Unregelmaͤßigkeiten abgerechnet , immer nur an

moraliſche Per ſonen , naͤmlich Gemeinden , gefordert wur⸗
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den , welche immer noch die naͤmlichen ſind . Hier iſt aber

nun freylich ein Unterſchied unter verſchiedenen Gat —

tungen von Kriegsleiſtungen zu bemerken ; mehrere der —

ſelben wurden auch wirklich von den Gemeinden als

ſolchen und aus Gemeindemitteln in letzter Analyſe

geleiſtet , einige Gattungen aber , naͤmlich die Einquar —⸗

tirungsverpflegung und die Vorſpannsleiſtungen wurden

zwar nur an die Gemeinden gefordert , aber groͤßten⸗

theils nicht von ihnen ſelbſt , ſondern von den einzelnen

Einwohnern geleiſtet ; auf dieſe Letztere , aber auch nur

dieſe , laſſen ſich nun wirklich einige der erhobenen Be —

denklichkeiten anwenden , und hier iſt , nach meiner

Anſicht , die ſchwache Seite der vorgeſchlagenen allge⸗

meinen Verguͤtung oder Ausgleichung .

Richtig iſt es zwar , daß auch dieſe Leiſtungen nur

den Gemeinden zugewieſen wurden , aber ihrer Natur

nach konnten ſie von dieſen , wenigſtens dem groͤßern

Theile nach , nicht wobl anders , als durch Subrepar —

tition auf ihre einzelnen Mitglieder aufgebracht werden ,

und hier iſt es alſo im Grund nur eine Art von Fiction ,

wenn man die moraliſche Perſon der Gemeinden als

die Leiſtenden betrachtet . Wenn man nun diefe Gat -

timg von Kriegspraͤſtationen den Gemeinden , welche

ſie in der Regel den Einzelnen aufbuͤrdeten , verguͤten

wollte ſo koͤnnte die Frage entſtehen , ob jene , welche

wirklich geleiſtet haben , noch ausgemittelt werden koͤn—

nen , und ob alſo die Verguͤtung auch am Ende noch an

den rechten Mann kommen wuͤrde , oder ob , da dieß

wirklich in ſehr vielen Faͤllen nicht mehr moͤglich iſt ,

den Gemeinden eine Bezahlung zu gut kommen duͤrfe ,

welche eigentlich ihren damaligen Einwohnern gehoͤrte?

Daruͤber ließe ſich noch Manches ſagen , was aber als

eme Frage , welche nur einzelne Leiſtungsgegenſtaͤnde
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betrifft , auf die befondere Eroͤrterung derſelben ausge —
ſetzt bleiben kann , und den Grundſatz der Verguͤtung
im Allgemeinen nicht umſtoͤßt, da die meiſten Gattun —
gen bon Kriegsleiftungen , namentlich die Central - und
auh mehrere Local - Leitungen , wirflich von den Ge -
meinden enfmeder aug dem Gemeindevermoͤgen , oder
durch Contrahirung von Gemeindeſchulden definitiv
bewerkſtelligt worden find .

Nach ſtrengem Recht kann man nun nicht umhin ,
dieſe Kriegskoſten , welche die Gemeinden als ſolche
wirklich geleiſtet haben , denſelben zu verguͤten . Ich
kann wenigſtens nicht einſehen , daß , wenn die Glaͤu —

biger moraliſche Perſonen ſind , dieſe weniger Rechte
haben ſollten , als Individuen , beſonders da die Kriegs⸗
leiſtungen , von welchen hier die Rede iſt , nicht in dem
einen Fall moraliſchen Perſonen , deren Identitaͤt noch
vorhanden iff , und in einem andern Fall Individuen ,
welche ſich veraͤndert haben , ſondern immer nur erſtern
auferlegt worden find . Hier if dag Verhaͤltniß und
die Perſon des Glaͤubigers und Schuldners ganz klar ,
und es darf daher auch durchaus nicht in Verwirrun —

gen und Zweifel hineingezogen werden , welchen dieſes
Verhaͤltniß etwa bey andern Gegenſtaͤnden unterliegt .

Nur im Vorbeygehen will ich noch einen Punct in
der vorhin gehaltenen Rede beruͤhren . Es iſt naͤmlich
nach Anfuͤhrung aller Gruͤnde gegen die vorgeſchlagene
Ausgleichung geſagt worden , man koͤnne hoͤchſtens die

Bezahlung der noch vorhandenen Kriegsſchulden be —

werkſtelligen . Aus einem ſolchen Operate wuͤrden die

groͤßten Ungerechtigkeiten entſtehen , denn es iſt rein

zufaͤllig , ob zur Aufbringung ungefaͤhr gleicher Kriegs⸗
koſten in dem einen Landestheil viele Schulden gemacht
worden , und gegenwaͤrtig noch vorhandenſind , waͤhrend

—
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in einem andern mehr die Gegenwart , alg die Zukunft

in Anſpruch genommen , und das Meiſte mit aͤußerſter

Anſtrengung gleich baar aufgetrieben worden iſt . Man

fann alfo nicht dem einen Landestheile ſeine Schulden

zahlen , und dem andern die Verguͤtung der gleichen ,

oͤhne Contrahirung ſolcher Schulden getragenen , Laſten

verſagen .

Was nun die poſitiven , hier hauptſaͤchlich entſchei⸗

denden Beſtimmungen uͤber die Kriegskoſtenausgleichung
betrifft , ſo ſehe ich nicht ein , warum die Cabinetsordre

vom Jahr 1809 nicht die Kraft eines Geſetzes haben

ſollte . Ich bitte zu bedenken , daß in der damaligen

Periode , wo wir die jetzige Verfaſſung noch nicht hatten ,

das Großherzogthum uͤberhaupt durch Verordnungen ,

nicht aber durch Geſetze im jetzigen conſtitutionellen

Sinn regiert wurde . War ſie damals verbindend , ſo

iſt ſie es in ihren Folgen auch noch jetzt . Damals

konnte die Regierung in adminiſtrativer Form eine

Staatsſchuld begruͤnden , welche auch jetzt noch aner⸗

kannt werden muß . Daß jene Cabinetsentſchließung

nicht gedruckt worden iſt , ( was uͤbrigens gut geweſen

waͤre, ) aͤndert nichts an der Sache , weil ſie nur eine

Vorſchrift fuͤr die Behoͤrden war , und auch andere :

Staatsſchulden mußten damals und muͤſſen noch jetzt

bezahlt werden , mwenn auch nicht im Regierungsblatt
peréindet morden ift , daf der Staat diefe Verbindlich »

teit übernehme . Uebrigeng find alle Derartige nord -

nungen foriftlich von Den oberfen Behörden big zu

den Gemeinden herab erdffimet worden . Dag gedachte

Cabinetsentſchließung zu algemein und unbeſtimmt ge —

faßt geweſen ſeye , laͤßt ſich eben ſo wenig behaupten ,

denn ſie bezeichnete ganz deutlich , daß dieſelbe hin »

laͤnglich bekannte Ausgleichung , welche bis dahin auf
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Dem Umfang der drey Provinzen Statt gefunden hatte ,bon da an auf dag ganze gand generalifirt werden folte ,fie mwar affo remiffiv , und nicht vag .
Die proviſoriſche Verordnung vom Jahr 1812

war blos eine Ausfuͤhrung der fruͤher angeordneten
Ausgleichung . Daß die Kriegskoſten vergütet werden
follen , war ſchon lange ausge ſprochen, diefe Verord —
nung enthielt nur naͤhere Vorſchriften fuͤr das Ver —
fahren , und zwar mehr hinſichtlich der vorſchußweiſen
Auferlegung der Kriegsleiſtungen , als uͤber die Verguͤ⸗
tung ſelbſt . Wenn uͤbrigens geſetzlich ausgeſprochen iſt ,
daß etwas verguͤtet , nicht aber , wie die Berechnung
bewerkſtelligt werden ſolle , ſo folgt daraus nur , daß
dieß noch ſpaͤter beſtimmt werden koͤnne , nicht aber ,
daß nichts verguͤtet werden duͤrfe. Daraus , daß dieſe

Verordnung proviſoriſch genannt worden ift , folgt veis
ter nichts , als daß fie gelte , bis das Definitive ” nah -
kommt ; in ſofern alſo weder dieß noch ein neueres
Proviſorium nachgefolgt iſt , gilt ſte noch.

Was endlich die aus den Vertraͤgen mit den Ver⸗
buͤndeten abgeleitete Bekraͤftigung der Verguͤtungspflicht
betrifft , ſo beruht dief darauf , weit diefe Verträgeniht blog enthielten , daß die verbuͤndeten Maͤchte ſo
und ſo viel fuͤr eine Mundportion u. dergl . dem Lande
bezahlen ſollten , ſondern weil vermoͤge derſelben das
Großherzogthum — und zwar im Jahr 1813 noch aug -
druͤcklich auf Rechnung der in die gemeinſchaftliche

Operationskaſſe einzuwerfenden Brutto - Jahresrevenue— Namens dieſer Maͤchte die ausdruͤcklich anerkannte
Verguͤtungspflicht auf fih genommen hat , folglich dafuͤr

ftehen muf . Kommt daher der Staat bey der Anwei⸗
fung der Berbündeten zu kurz , ſo hat erden Regreß
an dieſe zu ſuchen , den Staatsangehoͤrigen aber die
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Verguͤtung gleichwohl nach den feſtgeſetzten Beſtimmun —⸗

gen zu leiſten .

Dieß iſt , was ich vorderſamſt uͤber den Gegenſtand

des Geſetzentwurfs im Ganzen zu bemerken fuͤr noͤthig

fand , wenn die Berathung ins Einzelne uͤbergeht , ſo

werde ich Gelegenheit finden , noch Manches zum Theil

auch uͤber bereits vorgekommene Bemerkungen vorzu —⸗

tragen .

v. Rotteck : Nur vorlaͤufig — und unter Vorbehalt

einer weitern Aeußerung uͤber das Allgemeine — will

ich ein Mißverſtaͤndniß bemerken , welches aus dem

Vortrage des Herrn Staatsrath v. Tuͤrkheim her —

porgeht . In meinem Antrage liegt naͤmlich keineswegs

—wie derſelbe zu glauben ſcheint — daß der Staat

die von den Gemeinden oder Bezirken zum Behuf der

Kriegsleiſtungen gemachten Schulden uͤbernehme ,

ſondern blos , daß die vom Sta at ſelbſt ausdruͤcklich

blos als Vorſchuß empfangenen , oder aus einem

andern Titel ihm als wahre Schulden zur Laſt lie —

genden Praͤſtationen , ( wie z. B . die får die auf der

Frohn verlornen oder beſchaͤdigten Wagen , Geſchirr

oder Zugvieh verſprochenen Verguͤtungen ) des aufzuge —

benden Peraͤquations - Geſchaͤfts ungeachtet , von ihm

zu bezahlen wåren .

Reg . Comm . geh . Ref . v. Baur : Kreis - Ünd

Vezirfég - Schulden , die fih von Krieggleiftungen Hers

fchreiben , eniftiren - fon fange nicht mehr . Die Re -

gierung hat fie bereits imter die einzelnen Gemeinden

vertheilt , ſo wie ſie uͤberhaupt alle Kriegsleiſtungen

nicht unmittelbar auf die einzelnen Steuerpflichtigen ,

ſondern auf die Gemeinden umgelegt hat .

Zachariâ : s Wie bereits von dem Herrn Staats —
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rath Frhen . v. Tuͤrk heim bemerkt worden iff ; hat
die dermalige Berathung folgende drey Gegenſtaͤnde ;

Erſtens : Die Vorfrage , ob der vorliegende Ge —

ſetzentwurf uͤberhaupt zu verwerfen ſey ?
Zweytens : Wenn dieſe Frage verneint werden

ſollte , die einzelnen , in dem Geſetzentwurf enthaltenen

Vorſchriften , ſo wie die Verbeſſerungsvorſchlaͤge des

Commiſſionsberichtes . Endlich
Drittens : Die von dem Herrn Hofrath v. Rot -

teck gemachten Antraͤge , welche zum Theil mit der

Vorfrage in einer ſehr nahen Verbindung ſtehen . Ich
beſchraͤnke mich fuͤr jetzt auf die Eroͤrterung der Vor —
frage . Ich will die Gruͤnde auseinanderſetzen , aus
welchen ich in der Commiſſton mit noch einem Com —

miſſionsmitgliede , dem Herrn Staatsrath Srhrn . y.
Zyllnhardt , fuͤr die Verwerfung des Geſetzentwurfs
geſtimmt habe , wobey ich jedoch bemerke , daß ſich der
Herr Staatsrath nur aus dem Grunde , welchen ih
zuletzt anfuͤhren werde , gegen die Annahme des Ge —

ſetzentwurfs erklaͤrt hat .
Meine Grinde find zuvórde ré Rehtg -

gruͤnde .

Ich halte die vorgeſchlagene Ausgleichung der

Kriegsleiſtungen , oder richtiger , die Verguͤtung fruͤhe
rer Kriegsleiſtung durch eine Belaſtung der dermaligen
Steuerpflichtigen , nach allgemeinen Rechtsgrund —
ſaͤtzen fuͤr unzulaͤßig . Indem ich mich wegen der Gruͤnde

fuͤr dieſe Behauptung auf das beziehe , was bereits im

Commiſſionsberichte uͤber die beſondere Meinung eines

Commiſſionsgliedes geſagt worden iſt , will ich jetzt noch
die Einwendungen zu widerlegen ſuchen , welche dieſer
Meinung theils von meinem verehrten Heren Amtsge⸗
noffen , theils in dem Commiſſionsberichte entgegen -
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geſetzt worden ſind . Ich ſehe wohl , daf - meine Lage

bedenklich iſt , da ich zwiſchen wey feindlichen Heeren

ſtehe , zumal da mein linker Fluͤgel gaͤnzlich unge —

deckt iſt .

Zuerſt alſo von den Anſichten des Herrn Hofrath

v. Rotteck , mit welchem ich zwar in dem Reſultate ,

nicht aber in der Begruͤndung deſſelben uͤbereinſtimme .

Der Vortrag des verehrten Redners zerfiel in drey

Theile . Er warf zuvoͤrderſt die Frage auf : ſind uͤber⸗

haupt Kriegsleiſtungen unter die Unterthanen und

Steuerpflichtigen als eine Staatslaſt , nach dem Grund⸗

ſatze der Gleichheit zu vertheilen ? Ganz in Ueberein⸗

ſtimmung mit dem Commiffiongherichte bejahte Der

Redner diefe Frage , jedoch fo , daf er diefe Entfheis

dung auf den Gag baute , Daf der Staat uͤberhaupt

fuͤr eine jede , der Zurechnung faͤhige , Handlung ver —

antwortlich ſey , daß alſo in dieſer Beziehung zwiſchen

Kriegs - und Friedensleiſtungen uͤberall kein weſentlicher

Unterſchied eintrete . In der Entſcheidung mit dem

Redner einverſtanden , wuͤrde ich ſie jedoch , da eine

Gemeinheit , als ſolche , keiner Zurechnung faͤhig iſt ,

darauf gruͤnden , daß eine jede Ausgabe , welche die

einzelnen Staatsgenoſſen , als folche , 3u tragen rech te
tih verpflichtet find , auh dDemRecdhte gemaͤß ,

dah . nach dem Grundſatze der Gleichheit unter ſie ĝu

vertheilen iſt . Freylich iſt es noch eine ſehr ſchwie⸗

rige Frage : Worin denn diefe Gleichheit befehe , welde

bey . der Vertheilung der Abgaben erzielt werden fol ?

Sedoch damit ih nicht. der Sparſamkeit uneingedenk

zu ſeyn ſcheine , mit welcher allgemeine Unterſu —

chungen in einer berathenden Verſammlung , wie der

unſerigen , anzuſtellen ſind , will ich weder bey dieſer

Aufgabe , noch bey der verweilen , nach welchen Grund -



276í Protokolle der Erſten Kammer .

ſaͤhen die von dem Feinde auferlegten Laſten zu beur -
theilen ſeyen . Obwohl der verehrte Redner , als er
die letzte Aufgabe beruͤhrte , des Einfluſſes uneingedenk
zu ſeyn ſchien , welchen auf dieſelbe die Ewigkeit
deg Staates haben dürfte . — Der mente Theil deg
von meinem verehrten Herrn Amtsgenoſſen gehaltenen
Vortrags betraf den Unterſchied zwiſchen der urfprůng -
lichen Vertheilung der Kriegsleiſtungen , und zwiſchen
der ſpaͤtern Verguͤtung , oder der Verwandlung derſel⸗
ben in eine Staatsſchuld . Der Redner fohien mirsin
Diefem Theile nur dag mit Sorgfalt und Klarheit
weiter augzufůhren , wag von mir bereits in dem Com -

miffiongberichte angedeutet worden tvar , Jedoch ver —
faͤllt man leicht in den Irrthum , in den Worten An —
derer , die man mit Beyfall hoͤrt , nur eine Wieder —

holung der eigenen Meinung zu finden . — Endlich der
dritte Theil des Vortrags betraf den vorliegenden Fall .
Dag Refultat , zu welchem hier der verehrte Redner

gelangte , ftimmt gan mit demjenigen ñberein , welches
als mein vorlåufiger Antrag in dem Commiffiongbez
richte angedeutet : worden ifte Mur gelangen wir auf
verfhiedenen Wegen zum Ziele . Nur deswegen haͤlt
der verehrte Redner die vorgeſchlagene Verguͤtung oder

Capitalifirung der Kriegsleiſtungen fuͤr widerrechtlich ,
weil man die urſpruͤnglichen Glaͤubiger nicht mehr aug -
mitteln koͤnne . Er nimmt dagegen an , daß dem Staate

unbedingt das Recht zuſtehe , Schulden zu machen .
Er behauptet ferner , daß das lebende Geſchlecht uͤberall
nicht in einem Rechtsverhaͤltniſſe zu den kommenden

Geſchlechtern ſtehe . Ich antworte allerdings iſt die

Staatsgewalt die Idee des Abſoluten in ihrer rechts
lichen Beziehung ; aber dag geſamte Staatsrecht iſt
ein Verſuch , diefe Idee mit den Rechten der Einzelnen
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zu vereinigen . Die lebende Generation ſteht mit den

zukuͤnftigen , nicht blos in ſittlichen , ſondern auch in

rechtlichen Verhaͤltniſſen . An ſich und im Staate

macht Leben und Tod inſofern keinen Unterſchied , daß

wir die Rechte der Nachkommenſchaft eben ſo zu ehren

haben , wie die unſerigen .

Ich komme zu den Einwendungen , welche der von

mir hochverehrte Herr Berichtserſtatter meiner Behaup —

tung entgegengeſetzt hat , daß die vorgeſchlagene Ver⸗

guͤtung der Kriegsſchaͤden mit allgemeinen Rechts —

grundſaͤtzen unvereinbar ſeyn werde .

Der Hauptſatz , auf welchem die mir in dem Com -

miſſionsberichte entgegengeſetzte Schlußfolge beruht , iſt

der , daß der Staat , wenn er einmal die Bezahlung

einer gewiſſen Schuld uͤbernommen habe , ſeinem Ver —

ſprechen nachzukommen verpflichtet ſey . Dieſem Grund —

ſatze huldige ich eben ſo , wie der Herr Berichtserſtat —

ter Ich laͤugne nur , daß der Staat Kriegsleiſtungen

als eine oͤffentliche Schuld betrachten duͤrfe und ſolle .

Doch es wird in dem Berichte behauptet , daß

durch einen Cabinetsbefehl vom Jahr 1809 die Ver —

guͤtung der Kriegsleiſtungen , und mithin die Verwand —

lung derſelben in eine Staatsſchuld bereits ausgeſpro —

chen worden ſey . — Allein die verbindende Kraft die ſes

Befehls ift fhon feiner Jorm nah mehreren Zweifeln

unterworfen . Nicht nur if er , wie bereits bemerft

worden ift , niht in dem Regierunggblatte befannt

gemacht worden , fondern die formele Guͤltigkeit dieſes

Befehls kann auch in ſofern angefochten werden , weil

er , wenn er anders , wie behauptet wird , die Kriegs⸗

leiſtungen fuͤr eine Staats ſchuld erklaͤrt , nicht denjeni —

gen Bedingungen entſpricht , unter welchen nach dem

damaligen Rechte dem Staat eine Schuld auferlegt
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werden fonnte . Sodann aber fann ich in jenem Be -
fehle nur die Vorſchrift finden , dafi von einer beſtimm⸗
ten - 3eit an diè Kriegsleiſtungen auf das ganze Land
ur ſpruͤnglich vertheilt und ausgeſchrieben werden follen,
niht aber die Vorſchrift , daß dereinſt eine Verthei —
lung oder Capitaliſtirung der Kriegsleiſtungen Statt
haben ſolle . Uebrigens habe ich nicht der ſpaͤtern blos

adminiſtrativen Verordnungen gedacht . Durch die ſe
konnte dem Staate keine Schuld aufgebuͤrdet werden ,
wenn ſie auch Verheißungen enthielten , um die Klagen
der Gegenwart zu beſchwichtigen .

Endlich muß ich hier noch der Ungerechtigkeit er —
waͤhnen , in welche man fich bey der Verfolgung des

vorgeſchlagenen Plans verwickelt . Mit jedem Schritte
ſtoͤßt man auf eine neue Ungerechtigkeit . Und beſſer
moͤchte es ſeyn , das Geſchehene in Vergeſſenheit zu
begraben , als es durch neue Ungerechtigkeiten unge⸗
ſchehen zu machen .

Mein Antrag auf Verwerfung des Geſetzes beruht
zweytens auf den Gruͤnden der Klugheit . Wollte
man die vorgeſchlagene Verguͤtung der Kriegsleiſtung
ins Werk ſetzen , ſo wuͤrde man kaum vernarbte Wun -
den wieder aufreiffen . Man mårde Uneinigfeit und
Bwietracht ftiften . Niemand mårde glauben , genug zu
erhalten , ein jeder , mehr alg billig , zu bezahlen . Huch
die Koſten , welche das Geſchaͤft verurſachen wuͤrde ,
ſind zu beruͤckſichtigen .

Endlich ſteht dem Antrage des Herrn Berichterſtat —
ters die im Geſetzentwurfe vorgeſchlagene Verguͤtung

Der Central - Kriegsleiſtungen in eine Verguͤtung
aller Kriegsleiſtungen zu verwandeln , auch das entge —⸗
gen , daß dieſer Antrag , dem Grundſatze nach , von
dem Geſetzentwurfe verſchieden , in der That von dem
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Geſetzentwurfe weſentlich abweicht , und ſomit das Ein⸗

leitungsrecht der Regierung zu beeintraͤchtigen ſcheint .

Zwar kann dieſe Abweichung dadurch vertheidigt wer —

den , daß ſie faſt nur eine Wiederherſtellung des Ges

ſetzentwurfs vom Jahr 1820 iſt . Indeſſen entfernt ſich

doch der Vorſchlag von dieſem Geſetzentwurfe , beſon —

ders was die Kriegsfrohnen betrifft , nicht unbedeutend .

Auch iſt von dem Herrn Hofrath v. Rotteck und

von mir ein Vorſchlag gemacht worden , welcher von

der Regierung zuvoͤrderſt in Erwaͤgung zu ziehen ſeyn

wuͤrde .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Ich bitte , wohl zu uͤberle⸗

gen , welche Folgen es haben wuͤrde , wenn man den

Geſetzentwurf ſofort ohne auf ſeinen Inhalt einzugehen ,

verwerfen wollte . Die Regierung koͤnnte die Gruͤnde

nicht uͤberſehen , aus welchen die Verwerfung geſchehen

ift , denn wag einzelne Redner zum Theil aus ſehr ver⸗

ſchiedenen Geſichtspuncten zur Begruͤndung dieſes Mn -

trages geſprochen haben , wuͤrde nicht klar machen , was

die Mehrheit der Kammer zur Verwerfung beſtimmt

habe . Es wuͤrde ihr mithin eine beſtimmte Kenntniß

von der Anſicht der Kammer uͤber den vorliegenden

Gegenſtand abgehen . Noch mehr aber ift Dag au bes

herzigen , twag ich bereits in dem Commiſſionsberichte
iber die beſondere Ruͤckſicht geſagt habe , welche die

Kammer , an welche ein Geſetzentwurf zuerſt gebracht

wird , hiebey zu nehmen hat . Es iſt etwas Anderes ,

wenn die eine Kammer einen Geſetzentwurf verwirft , wel⸗

chen die andere Kammer bereits mit oder ohne Ver —

beſſerungsvorſchlaͤgen angenommen hat , und wenn ſie

einen Geſetzvorſchlag verwirft , welcher ihr zuerſt vor —

gelegt morden ifti Jn dem erſtern Talle mird die Rès

gierung von den Mnfichten Heider Kammern unterrichtet ,
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Die Gruͤnde fuͤr und wider liegen vor ihren Augen .
Anders verhaͤlt ſich alles dieſes in dem legtern Falle .
Wenn ein folches Verfahren in beiden Kammern zur
Marime erhoben wůrde , fo piepe diep in der That der
Regierung ein Råthfel aufgeben , wie fie einen Geſetz —
vorſchlag einrichten muͤſſe , um hoffen zu duͤrfen , daß
ſie es beiden Kammern recht gemacht habe.

Aus dieſem Grunde wiederhole ich , daf nah meis
ner Ueberzeugung , die Form der Verwerfung , wenn
nur immer moͤglich , vermieden werden ſollte . Ein An —
deres iſt es freylich , wenn die Mehrheit der Kammer
der Meinung ſeyn ſollte , daß jede Verguͤtung der Kriegs⸗
leiſtungen fruͤherer , auch der naͤchſtverfloſſenen Jahre
aus allgemeinen Gruͤnden an und fuͤr ſich unzulaͤßig
ſeye ; in dieſem Falle wuͤrde allerdings ſchon die Ueber
ſchrift des Geſetzentwurfes hinreichen , denſelben als
ein rechtliches Unding zu verwerfen ; hieruͤber muͤßte ſich
alſo die Kammer vor allen Dingen ausſprechen , alle
andern Ausſtellungen aber , ſelbſt fene , nach welen
am ganzen Gefeşentwurfe wenig . oder nichts übrig bleis
ben wårde , und welche alfo eine Verwerfung deſſelben
aus beſondern Gruͤnden nach ſich ziehen wuͤrden , koͤnnen
nicht von der Erórterung ſeines Ynhalt im Einzelnen
entbinden .

Frhrav. Berkheim : Ich unterſtuͤtze den Antrag ,
auf die einzelnen Artikel des Geſetzentwurfes und auf
die Verbeſſerungsvorſchlaͤge des Commiſſtons berichtes
einzugehen . Man wuͤrde der Kammer einen gerechten
Vorwurf machen , wenn ſie auf allgemeine Rechtsgrund —
ſaͤtze hin , die ohnehin noch nicht allgemein anerkannt
ſind , den Geſetzvorſchlag ſofort verwuͤrfe . Allgemein
ſind die Erwartungen des Landes , daß eine Ausglei —
chung der Kriegsleiſtungen Statt finden werde , viele

lie
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Hoffnungen , auch ſelbſt wenn ſie illuſoriſch ſind , ſtuͤtzen

ſich darauf . In der Sitzung vom Jahr 1820 und in

der Sitzung dieſes Jahrs iſt dieſe Ausgleichung , als

ein Wunſch , beſtimmt von der zweyten Kammer aus —

geſprochen worden . Wenn fich die Kammer nicht úber

die Art erklaͤren wollte , wie dieſe Ausgleichung ing

Werk zu ſetzen ſeye , wuͤrde ſie der Regierung ein Raͤth —

fel vorlegen : Zmwarëtheile ih manche Anſichten , welche

von den vorigen Rednern herauggehoben worden find :

Dennoch halte ich eg får nothwendig , daß der Vor —

fchlag in genaue Erwågung . gezögen terde , und daß

die Sache von unferer Kammer an die zweyte Kammer

gelange , Damit Durch eine genaue Prüfung der Mög -

lichkeit und Raͤthlichkeit der Ausgleichung , oder der

dieſer entgegenſtehenden Anſicht das ganze Land eine

ſichere Ueberzeugung entweder dafuͤr oder dagegen

gewinne .

Reg : Comimn. geh . Ref . v. Baur ? Auch ich muß

gar ſehr wuͤnſchen , daß fih beide Kammern uͤber den

vorliegenden Gegenſtand aus ſprechen . Schon iſt dag

Ausgleichungsgeſchaͤft ſehr weit vorgeſchritten , ſchon

hat es ſehr viele Koſten verurſacht . Will man auch die

Ausgleichung der Kriegsleiſtungen dem Eimefen Der

Regierung anheimftelen ; fo mug doch das Ausglei⸗
chungsgeſchaͤft allemal eine gewiſſe Baſis haben : Uebri -

gens greift nichts ſo ſehr als gerade der vorliegende

Gegenſtand in das Intereſſe der Einzelnen ein , und

bey keinem Gegenſtande hat die Regierung mehr den

Wunſch , ſich nach den Anſichten des Volks und ſeiner

Vertreter zu richten , als in dieſer eigentlichen

Landesangelegenheit .

Serhi v Weffenbergi Ungeachtet aller Bereh⸗

rung fuͤr die Abſicht , die dem Geſetzentwurfe zum Grunde

Protokolle der Erſten Kammer . 20 Bd 19
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liegt , mug ih doh den febr wichtigen Bedenfen bers
treten , Die Dagegen erhoben worden find .

Als Beweggruͤnde får die jegt angetragene Augs

gleichung der Kriegskoſten von 1809 bis 1815 werden

angeführt ;

Erſtens : die Forderung der Geredtigteit ,
daf Leitungen , die durch einen Befolug , eine Hand -
lung , ein Intereſſe der Geſamtheit verurſacht ſind , die

mithin gleich anfangs gleichmaͤßig haͤtten vertheilt
werden ſollen , nachdem dieß im Laufe des Kriegs nicht
geſchehen konnte , nunmehr ausgeglichen werden .

Zweytens : Der große Staats aufwand , der

bereits zur Einleitung und Vorbereitung dieſer Aus —

gleichung gemacht worden

Was die Forderung der Gerechtigkeit betrifft , ſo
muß ihr allerdings Genuͤge geſchehen , wofern es moͤg⸗
lich iſt , wofern naͤmlich der wahre Betrag aller Kriegs —
koſten und Schaͤben im Lande aus jenem Zeitraum ,
und ſomit auch ihr Verhaͤltniß ausgemittelt werden

kann . Hier ſtoßen wir aber nach der Erfahrung auf
Schwierigkeiten , die wohl nicht mehr zu uͤberwinden

find .

Es iſt naͤmlich , wie der Commiſſtonsbericht ſelbſt
zugibt , Thatſache , erſtens , daß in der vorliegenden

Maſſe von Kriegsleiſtungen große Verworrenheit herrſcht;
zweytens , daß die Vorſchriften wegen ihrer Regulirung ,
Schaͤtzung und Vertheilung unyolftåndig und nicht iber -

einftimmend find ; drittens , daf die Hauptvorfchrift ,
naͤmlich die Cabinetsentſchließung vom Jahre 1809

nicht oͤffentlich bekannt gemacht worden iſt , was noth⸗
wendig haͤtte geſchehen muͤſſen , damit Jedermann ſich

darnach haͤtte richten und bey den Behoͤrden ſein In —
tereſſe wahren koͤnnen . Aus dieſem Mangel an einer
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beſtimmtken und allgemeinen geſetzlichen Ordnung

wegen der Aufrechnung , Schaͤtzung , Erhebung und

Pruͤfung der Kriegsleiſtungen mußte als nothwendige

Folge hervorgehen , daß es vielfaͤltig an Belegen , daß

eg den vorhandenen Belegen vielfaͤltig an Glaubwuͤr —

digkeit und Beweiskraft fehle , und daß der Betrag

von mancherley Leiſtungen , Koſten und Schaͤden ent —

weder gar nicht , oder wenigſtens an manchen Orten

nicht mehr ausgemittelt werden koönnte . Die Schwie —

rigkeit dieſer Ausmittelung iſt jetzt durch die Laͤnge

der ſeither verfloſſenen Zeit betraͤchtlich vermehrt wor —

den . Man iſt daher ſchon zur Ueberzeugung gelangt ,

daß ein Theil dieſer Koſten und Schaͤden von der Aus —

gleichung ausgeſchloſſen werden muͤßte. Da entſteht

aber die hoͤchſtwichtige Frage : ob es noch eine wahre

Ausgleichung , wie das Recht ſie fordert , zu nennen

ſey ; wenn ſie zwar z. B . die Lieferungen begreift , dage —

gen die Einquaärtirungen ausſchließt ?

Mir ſcheint , dieſe Frage verneine ſich von ſelbſt .
Wie viele Orte und Individuen ſind durch Einquarti —

rungen ſehr praͤgravirt worden , und dieſe ſollten nun

dafuͤr nicht entſchaͤdigt werden , wohl aber ſollten ſie

zur Entſchaͤdigung der bey andern Leiſtungen Praͤgra —

virten jetzt noch zum Beytrag angehalten werden ?

Hier liegt eine ſchreyende Ungerechtigkeit am Tage .

Wenn alſo die Ausgleichung gerecht ſeyn ſoll , ſo muß

fie allgemein fen , d. i ſie muß alle Kriegskoſten

und Schaͤden eines gegebenen Bezirks umfaſſen .
Dabeh weiß ich auch die Beſorgniß nicht zu be —

ſchwichtigen , es moͤchten aus der Ausgleichung gerade

die reichern Gemeinden uͤber die andern den Vor —

theil ziehen . In vielen reichen Gemeinden wurden

naͤmlich alle Kriegskoſten auf das Gemeindevermogen

19 *
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gewaͤlzt , welches daher jetzt mit großen Schulden bela —

ſtet iſt . Iſt es nun billig , iſt es gerecht , daß dieſe

reichern Gemèinden , die auf folche Hrt jur Erfeichte -

rung ihrer Gemeindegenofjen gemachten Schulden ſollen

bezahlen helfen ? —

Wasg den HiSher auf die Liquidation verwendeten

Koſtenaufwand anlangt , ſo waͤre allerdings zu bedauern ,

wenn er ganz erfolglos bliebe . Allein , kann nur eine

ſolche Ausgleichung erzielt werden , die nicht einmal

eine halbe Gerechtigkeit , ſondern eine ganze Ungerech —

tigkeit waͤre , ſo iſt es gewiß vorzuziehen , daß wenig —

ſtens weitere Koſten erſpart , als daß noch neue aufge —

wendet werden , ohne Hoffnung , das Ziel einer gerech —

ten Ausgleichung zu erreichen .

Doch der bisher gemachte Aufwand ſollte meines

Erachtens nicht ſo ganz ohne alle Frucht und unbe —

nutzt bleiben . Meine Anſichten daruͤber ſind folgende :

Erſtens : Wenn gleich eine gerechte Ausglei —

chung , die das ganze Großherzogthum umfaßt , nicht

mehr erreichbar iſt , ſo duͤrfte vielleicht noch eine Aus —

gleichung in einzelnen Gemeinden oder Amtsbezirken ,

die in dieſer Beziehung ſchon fruͤher in einem eigenen

Verbande ſtunden , ausfuͤhrbar ſeyn . In ſolchen engern

Sphaͤren trafen die Leiſtungen mehr oder weniger alle

Haushaltungen und Individuen . Wird nun hier die

Peraͤquation auf alle Koſten und Schaͤden ausgedehnt ,

ſo ließe ſich annaͤherungsweiſe das Ziel einer gerechten

Ausgleichung vielleicht um ſo eher erreichen , als in

dieſen engern Umkreiſen eine Gleichfoͤrmigkeit der Vor —

ſchriften bisher beobachtet worden ſeyn duͤrfte . Er —

wuͤnſcht waͤre daher ein Geſetz , worin beſtimmt wuͤrde :

Wo und uͤber welche Umſtaͤnde , und auf welche Art die

Ausgleichung geſchehen ſoll .



Neun und zwanzigſte Sitzung vom 23 . July . 285

Zweytens : Die bisherigen Ausgleichungsoperate

liefern den augenſcheinlichen Beweis der Nothwendig —

keit eines allgemein kund zu machenden Geſetzes uͤber

die Art , wie in kuͤnftigen Faͤllen aller Arten die Kriegs —

leiſtungen vertheilt , aufgezeichnet und geſchaͤtzt , und

dann ohne Verzug peraͤquirt werden folen . Die Borz

arbeiten enthalten den reichhaltigen Stoff fùr ein

folches Gefez , um deffen Worlegung die Regierung zu

bitten måre , und hier - trete ih gang dem Antrage des

Herrn Hofrath v. Rotteck bey , daß einem ſolchen

Geſetze die Idee einer allgemeinen Schuld zum Grund

zu legen waͤre —

Endlich ſtimme ich dem Antrage des Herrn Be —

richtserſtatters in Hinſicht auf zu begehrende Mitthei —

lung uͤber die auswaͤrtigen Entſchaͤdigungsgelder bey .

Da es jetzt , wenn ich nicht irre , ausgemacht iſt , was

Baden von jeder der auswaͤrtigen Maͤchte zu erhalten

habe , ſo ſehe ich nicht , warum nicht jegt eine Berehs

nung ñber die Einnahme der Gelder und ihre Ver -

theilung unter die Gemeinden folte vorgelegt werden

fónnen , eine Mittheilung , Die fehr zur allgemeinen Be -

ruhigung dienen wuͤrde .

Reg . Comm . geh . Ref . V. Vaur : Der verehrte

Redner , obwohl den Grundfag anerkennend , daß man

Kriegsleiſtungen auszugleichen habe , behauptet jedoch,

wag den vorliegenden Fall betrifft , fürs Erfe , daf

man den Cabinetgbefehf vom Fahr 1809 nicht als cin

Gefez betrachten fönne , da er theilg nur an die Wd »

miniſtrativbehoͤrden erlaſſen , theils nicht in dem Regie —

rungsblatte bekannt gemacht worden ſey . Allein damals

wurde die Ausgleichung der Kriegsleiſtungen nur als

ein Gegenſtand der Adminiſtration behandelt . Auch

hat jener Befehl allen ſpaͤtern Adminiſtrativ⸗Maßregeln
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zur Grundlage gedient . - Man vergleiche damit die

Verfuͤgungen , welche in der proviſoriſchen Verordnung
enthalten ſind , und alle einzeln nachfolgende . Alle

ſetzen als unzweifelhaft voraus , daß ausgeglichen
werde , und nur das wie laſſen ſie unentſchieden .
Der verehrte Redner hat ferner bemerkt , daß es un —

moͤglich ſey , die geſchehene Leiſtung vollſtaͤndig zu er —
heben .

Dieſe Behauptung hat in ſofern ihre Richtigkeit ,
daß die Liquidation nicht mit mathematiſcher Schaͤrfe
auf Heller und Pfennig geſchehen kann . Allein wenn
man die Kriegsfrohnen abrechnet , ſo koͤnnen doch die

Hauptpoſten , . B. Einquartirungslaſten , Lieferungen zu
den Magazinen , die Spitalkoſten in ſattſame Gewißheit
geſetzt werden .

Frhr . v. Weſſenberg : Ich habe nicht in Abrede
geſtellt , daß die Cabinetsentſchließung vom Jahr 1809
eine verbindliche Vorſchrift fuͤr die Behoͤrden geweſen
ſey , und muß dahin geſtellt ſeyn laſſen , ob und wiefern
ſie von dieſen in Ausfuͤhrung gebracht worden . Aber
da ſie den Unterthanen nicht bekannt gemacht wurde ,
ſo war ſie fuͤr dieſelben ohne geſetzliche Kraft , indem
niemand verbunden ſeyn kann , ſich nach einer Vor —
ſchrift zu richten , die er nicht kennt . Das eben iſt
die Quelle der vorliegenden Unordnung , daß man eines
beſtimmten allgemein verbindlichen Geſetzes ermangelte .
Waͤre ein ſolches zu Jedermanns Nachachtung kund
gemacht worden , viele Ungleichheiten und Mißgriffe
waͤren verhuͤtet , manchem Betrug , mancher Uebervor —

theilung waͤre begegnet worden . Wie aber die Sachen
jetzt liegen , muͤßte ich febr beſorgen , daß gerade die

Verſchmitzteſten , die ſchon fruͤher aus der allgemeinen
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Noth Nutzen gezogen , auch aus der vorgeſchlagenen

Ausgleichung den groͤßten Vortheil erhalten wuͤrden —

Çrhr . v. Berfhpeim : JH habe mich niht für

die Raͤthlichkeit der Ausgleichung der Kriegsleiſtungen ,

ſondern nur gegen die unbedingte Verwerfung des Ge —

ſetzvorſchlags erklaͤrt . Die Regierung hat in dem

Geſetzentwurfe den Kammern nur eine Art yon Puncta —

tion vorgelegt , die ihnen als Qeitfaden dienen fof ,

um ihre Anſichten uͤber das Kriegskoſten Ausgleichungs⸗
geſchaͤft und die Art und Weiſe derſelben kennen zu

lernen . Meiner Anſicht zufolge hat die Regierung

bey dieſem Gegenſtand kein beſonderes Intereſſe fuͤr

ſich zu verfechten , ſie will dadurch keine neue Berech —

tigung erlangen , noch eine ſchon beſtehende in Schutz

nehmen . Sie hat dabey kein fiscaliſches Intereſſe ,

ſondern nur das gemeine Beſte vor Augen . Es iſt das

Intereſſe des Landes , was beſtimmen muß , ob die

Kriegsleiſtungen ausgeglichen werden oder nicht . Ich

glaube daher nicht , daß wir befugt ſind , das Geſetz

zu verwerfen .

Frhraͤvp . Weſſenberg : Auch ich bin damit cin -

verſtanden , daß der vorliegende Gegenſtand die reifſte

und tiefſte Erwaͤgung verdient . Aber die Grundſaͤtze

des Rechts ſind hier vom entſcheidenſten Gewicht , und

es iſt mir kein Zweifel , daß jede Ausgleichung verwor —

fen werden muͤſſe, die gegen die Grundſaͤtze des Rechts

verſtoͤßt . Denn die Ausgleichung iſt ihrem Weſen

und Zwecke nach nichts anderes , als die Erfuͤllung eines

Rechtsanſpruchs der Einzelnen an die Geſamtheit .

Ob uͤbrigens , im Falle die hohe Kammer den vorlie⸗

genden Geſetzentwurf im Ganzen verwuͤrfe , dennoch

eine Mittheilung an die zweyte Kammer zu machen

waͤre , daruͤber behalte ich mir meine Aeußerung vor ,
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wenn die Beſchlußfaſſung dieſer hohen Kammer zur
Sprache kommen wird .

Der Vicepraͤſident : Das Recht der Kammer ,
einen Geſetzentwurf zu verwerfen , liegt beſtimmt und

unzweydeutig in der Verfaſſung , und in ſofern muß
ih die Rechte der Rammer wahren .

Frhr . v. Tuͤrkhe im : Ich glaube nicht , daß das

Recht der Kammer , den Geſetzentwurf zu verwerfen ,
beſtritten wurde , ſondern nur davon iſt die Rede , ob
ein ſolcher Beſchluß raͤthlich und der Sache angemefz
fen wåre , Hebrigeng fomme ih nochmatg auf folgen -
den weſentlichen Unterſchied zuruͤck : Entweder ſoll die

Kammer den vorliegenden Geſetzvorſchlag darum ver —

werfen , weit fie eine Ausgleichung oder Verguͤtung der

Kriegsleiſtungen uͤberall nicht fuͤr zulaͤßig oder ausfuͤhr⸗
bar haͤlt, alsdann wird ſie ſich zuvoͤrderſt uͤber dieſe ganz
allgemeine Rechtsanſicht aus ſprechen muͤſſen , oder fie
findet eine Yuggteichung nach befondern , aug der big -

herigen Behandlung der Kriegsleiſtungen und dem Zu⸗
ſtande der vorhandenen Materialien geſchoͤpften Gruͤn⸗

den nicht fuͤr moͤglich und rechtlich ; um diefes erklaͤren

zu koͤnnen , muß ſie eben ſo gut , als wenn ſie nur mit

einzelnen Beſtimmungen des Geſetzentwurfes , und mit

den Antraͤgen des Commiſſionsberichtes nicht einver —

ſtanden iſt , ins Einzelne eingehen , denn ich habe big -

her neben ganz allgemeinen Rechtsanſichten auch meh —
rere Gruͤnde gegen eine Ausgleichung anfuͤhren hoͤren,
welche auf Vorausſetzungen hinſichtlich der bisherigen
Behauptung gebaut ſind , die ſich widerlegen werden ,
ſo bald man ſich die Muͤhe nehmen wird , den Stand

der Sache naͤher zu unterſuchen .

Frhr . e v. Berkheim : Ich muf mich gegen einen

Vorwurf des Herrn Vicepraͤſidenten verwahren , als ob
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ich der Kammer das Recht , den Geſetzentwurf zu ver —

werfen , beſtreiten wollte . Ich kenne und achte dieſes

Recht , glaube aber , daß es viele Faͤlle gibt , wo man

durch wichtige Betrachtungen geleitet , das Recht dem

Pflichtgefuͤhle nachſetzt ; alſo nicht von dem Rechte ,

ſondern von der Raͤthlichkeit war die Rede . Denn ich

bin der Ueberzeugung , daß man die Hoffnungen ,die eine

Million Menſchen naͤhrt, nicht unberuͤckſichtigt laſſen

duͤrfe.

v. Rotteck : Es ſey mir erlaubt , noch ein paar

Worte uͤber die , der Schlußfaſſung vorgelegte allge -

meine Frage zu ſprechen .

Ich wende mich zuvoͤrderſt gegen meinen verehrten

Herrn Amtsgenoſſen , gegen deſſen Vortrag ich jedoch —
um nicht eine landſtaͤndiſche Discuſſion in eine akade⸗

miſche Disputation zu verwandeln — vom Standpunet
der Theorie nur Einiges erwiedern werde .

Den Streitpunct naͤmlich wegen der vom Feinde

verurſachten Kriegsuͤbel laſſe ich bis zu der uͤber meine

Motion , geſetzliche Ausgleichung kuͤnftiger Kriegslaſten

betreffend , allernaͤchſt bevorſtehende Verhandlung . Die

Lehre von der Widerrechtlichkeit der Staats -

ſchulden aber , alg unmittelbar får die wirflich tor »

liegende Frage mafgebend , muf ich gleich jegt mieder =

holt und mit Nachdruck beſtreiten . Ich kann mir keine

Rechtsverbindlichkeit — nicht einmal ein Rechtsver —

haͤltniß denken zwiſchen der jetzigen und einer nach —

kommenden Generation , zwiſchen Lebenden und noch

nicht Gebornen , es ſey denn , ein po ſitives Geſet

habe ſolche angeordnet , und es beſtehe zugleich ein

Vertreter oder Curator der noch nicht Gebornen , wie

ſolches z. Bo bey ſideicommiſſariſchen Familienguͤtern
der Fall iſt . Der Staat alſo oder die wirklich lebende
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Geſamtheit hat nur Ruͤckſtchten der Humanitaͤt gegen
die nachfolgende zu beobachten , und eine auch uͤber

dieſe Graͤnze hinaus und uͤber die Graͤnze der Staats —

klugheit hinaus contrahirte Schuld wird , ſo lange die

Formen der Contrahirung beobachtet ſind , nie unguͤl —
tig ſeyn . Die Glaͤubiger haben ihr unantaſtbares Recht ,
und niemand iſt vorhanden , der im Namen der Nach⸗
kommenſchaft rechtsguͤltig wider ſie auftraͤte .

Der Herr Berichtserſtatter hat in der Beantwor —

tung meines Vortrags ſich bemuͤht , darzuthun , daß
unſer beſprochenes Geſchaͤft im Grund wirkliche Schul :
denzahlung , nicht Peraͤquation ſey . Ich freue mich
des hierin liegenden Anerkenntniſſes von der rechtlichen
Unmoͤglichkeit einer ſo ſpaͤt nachfolgenden Peråquation .
Indeſſen iſt auch jener neugenommene Standpunet nicht
haltbar . Keine Schulden , ſondern blos Peraͤquations⸗
materialien ſind vorhanden , und nur auf Ausgleichung ,
alſo Compenſation unter den Buͤrgern , nicht auf Li⸗

quidirung zwiſchen Glaͤubigern und dem Staate gingen
die einſtweiligen Arbeiten . Wo waͤren denn die rechts⸗
guͤltigen Titel der Schulden ? Daß die Cabinetsordre von

1809 einen ſolchen allgemeinen Titel nicht bilden koͤnne,
iſt bereits klar erwieſen worden . Sie ift feine Schuldur —
funde , nicht einmal ein Geſetz , ſondern hoͤchſtens der
Ausdruck des Vorhabens , den allgemeinen Grundſatz
von gleicher Vertheilung der Kriegslaſten zu handhaben ,
welches aber jetzt ,da man die dazu noͤthigen Maßregeln
verſaͤumt hat , und ſchon ſo lange Zeit verfloſſen iſt ,
gar nicht mehr moͤglich iſt . Schon die Wandelbarkeit
in den Geſetzvorſchlaͤgen zur Peraͤquation , da man
bald dieſe , bald jene Claſſen von Leiſtungen aufnimmt
oder ausſchließt , zeigt , daß nicht von Schulden die
Rede iſt . Wie kann die Cabinetsordre ein Schuldbrief



Neun und zwanzigſte Sitzung vom 23 . July . 29I

ſeyn , wenn ſie nicht einmal beſagt , gegen wen , und

wofuͤr ? — Wo und wer ſind denn die Glaͤubiger ?—
Sie ſind laͤngſt verſchwunden . Der Herr Berichtserſtat —⸗

ter geſteht dies ein , in Ruͤckſicht der Einzelnen ,

aber er urgirt die Vorſtellung , daß die Gemeinden

allein die Glaͤubiger ſeyen , und daß die Ausgleichung

unter den Gemeinden genuͤge . Ich laͤugne dieſes mit

Nachdruck . Der Staat hat das Recht nicht gehabt ,

blos an die Gemeinden ſeine Forderungen zu richten ,

und er wuͤrde ſeine heiligſte Pflicht verletzen , wenn er

mit Ausgleichung unter den Gemeinden ſich begnuͤgen

wollte . Den Einzelnen und Lebendigen als eigent —

lichen Staatsgliedern und Buͤrgern iſt er die Gleich⸗

heit in oͤffentlichen Laſten ſchuldig , nicht aber den blos

myſtiſchen oder todten , und daher den Gemeinden blos

als Summen von Einzelnen und wegen der Einzelnen .

Sobald die Unmoͤglichkeit , die Einzelnen auszugleichen ,

erkannt wird , ſo hoͤrt auch die Schuldigkeit und das

Recht auf , die Gemeinden zu peraͤquiren . Es hieße

die Rechte der Einzelnen mit Fuͤßen treten , wenn man

die Staatspflicht damit erfuͤllt glaubte , jedesmal an

gleiche Summen von Einzelnen Gleiches zud fordern ,
unbefimmert um die weitere Bertheilung auf die Ein —

zelnen felbft , und in der Folge die Gummen oder Gez

ſamtheiten unter ſich durch Herauszahlung oder Erſatz⸗

empfang auszugleichen , abermals unbekuͤmmert um die

Anſpruͤche der Einzelnen . Fruͤher alſo iſt den Einzel⸗
nen Unrecht geſchehen durch Ungleichheit der Belaſtung⸗

Die Beſchwerten und Begaͤnſtigten ſind jetzt nicht mehr

vorhanden , und nun folen gang andere Einzelne ,
nur weil ſie in jenen Summen oder Geſamtheiten zutr

Zeit ſich befinden , zahlen oder empfangen — nicht um

jenen Beſchwerten den Erſatz zu gewaͤhren , ſondern
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blog um zwiſchen imaginaͤren Schuldnern und Glaͤubi —

gern ein Gleichmaaß herzuſtellen . Es ſey mir erlaubt ,
den Geiſt die ſer Operation durch ein frappantes Gleich —

niß auszudruͤcken ; es iſt ungefaͤhr ſo , als wenn ein

Fuhrmann , welcher geſtern oder vor einem Jahre ſein
Viergeſpann ungleich angeſtrengt haͤtte , jetzt , und nach —
dem er ſeitdem ganz andere Pferde ſich angeſchafft ,
die Gleichheit wiederherſtellen , und z. B . den hinten
laufenden Pferden — weil die fruͤher da geweſenen zu

ſtark angeſtrengt worden — jetzt mehr Gemaͤchlichkeit
geben , dagegen die vordern — weil die vor einem Jahr
da laufenden zu wenig zogen — jetzt deſto ſchaͤrfer an —

treiben , oder wenn er zwiſchen mehreren Vierge ſpan—
nen — nach laͤngſt eingetretenem Wechſel der einzelnen
Pferde — ſolche ſpaͤte Gegenrechnung halten wuͤrde .

Hieraus erhellt auch , daß die Verſicherung des

Herrn Regierungscommiſſaͤrs , es lågen Materialien ge -

nug jur Auggleichung vor , ung nicht : beruhigen fann .

Denn diefe Materialien Peziehen fich blog auf die Leiz

ftungen der Gemeinden oder ganzer Summen von Yne
dividuen . Was die Individuen ſelbſt geleiſtet haben ,
iſt nimmer auszumitteln . Es iſt alſo auch deren Mug -

gleichung unmoͤglich , und jene der Gemeinden durch⸗
aus ohne Rechtsbegruͤndung .

Daß endlich — wie der Bisthumsverweſer vor —

ſchlug — mit Umgehung der allgemeinen Landesaus —

gleichung — wenigſtens in denjenigen Gemeinden , wo es

thunlich , eine Ausgleichung unter den Einzelnen Statt

finden ſoll , muß ich hoͤchlich widerſprechen , nicht nur

darum , weil nach allem Geſagten ſolche Ausgleichung
in keiner einzigen Gemeinde mehr rechtlich geſchehen
kann , wegen des uͤberall laͤngſt eingetretenen Perſonen —
wechſels , ſondern auch darum , weil kein Gemeindebuͤrger
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dem andern aig folcher , fondern nur jeder Staats buͤr⸗

ger , als ſolcher , den uͤbrigen Staatsbuͤrgern , als ſolchen ,

zur Gegenrechnung verbunden ift.
Die Ausgleichung in einer Gemeinde fann ein

Rechtsfundament nur algdann haben , mwenn fie alg Der

allgemeinen Landesausgleichung willen , oder von die —

ſer abfließend gedacht wird . Sonſt beſteht zwiſchen den

Gemeindegliedern , als ſolchen , durchaus keine wechſel⸗

ſeitige Aſſecuranz oder geſellſchaftliche Gemeinſchaft aller

Laſten und Schaͤden , die wo irgend her — ſey es durch

Mißgriffe oder Verſaͤumniſſe der Regierung , oder durch

Drang der Umſtaͤnde und Kriegsnoth , durch Feindes⸗

gewalt oder Hagelſchlag und Ueberſchwemmung — ver⸗

urſacht werden .

Und wenn ich perſoͤnlich z. B . ſchon ſo vieles und

mehr geleiſtet habe , als mir , gegen alle andere Staats⸗

buͤrger gerechnet , rechtlich zur Laſt fiel , obſchon vielleicht
meine Gemeinde bey der Peraͤquation als im Ruͤckſtand

befindlich erſcheint , ſo iſt ' s ungerecht , daß ich noch zur

Herausbezahlung zum Beſten einer andern Gemeinde

angehalten werde , deren Geſamtlaſt ſich etwa groͤßer

herausſtellt , ſo wie es ungerecht iſt , wenn mir , als

Mitglied einer im Allgemeinen ſchwer belaſtet geweſenen ,

oder bey der Peraͤquation ein guͤnſtiges Loos ziehenden

Gemeinde cine Vergeltung gegeben wird , obſchon ich

perſoͤnlich weniger getragen habe , als mir im Verhaͤlt —

niß gegen ſaͤmtliche Staatsbuͤrger zu tragen gebuͤhrte.

Frhrav . Weſſenberg : Es iſt Thatſache , daß in

einzelnen Gemeinden , auch Amtsbezirken , und ſelbſt

Kreiſen , Ausgleichungen von Kriegsleiſtungen Statt

gefunden haben . Warum ſollten nicht ſolche auch jetzt

noch geſchehen koͤnnen , die gerecht und billig ſind ? Ich

ſetze freylich voraus , daß dieſe Bezirke ſchon fruͤher

a
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in diefer Beziehung einen Verband gebitdet haben , daf
in ihnen der Gegenfand fibon bisher nach gewiſſen
Vorſchriften gleichfoͤrmig behandelt worden , endlich ,
daß alle Leiſtungen ausgeglichen werden koͤnnen Uebri —

gens ſollte auch hier die Ausgleichung nicht aufgedrun —
gen werden , ſondern das Geſetz muͤßte nach Grund —

ſaͤtzen des Rechts beſtimmen , wo und unter welchen
Umſtaͤnden eine Ausgleichung Statt haben , und nach
welchen Normen “fie ausgeführt werden folle .

Die weitere Berathung , an welcher die Srýrn . Y

Weſſenberg , v. Tuͤrkheim , v. Zyllnhardt ,
der Hofrath v. Rottéck und Andere Antheil nah —
men , und wobey der Frhr . v. 8911n hardt
åuferte : ér habe alg Commiffiongmitglied darum mit
der Mehrheit getimmt , weil nach ſeiner Ueberzeugung ,
in ſofern von Ausgleichung die Rede ſey , Alles oder

nichts ausgeglichen werden muͤſſe , wenn nicht die

ſchreyendſte Ungerechtigkeit entſtehen ſolle , verbreitete

ſich insbeſondere uͤber die Frage , ob ſich die Kammer

vor allen Dingen uͤber den Grundſatz der Ausgleichung
der Kriegsleiſtungen auszuſprechen habe , ſelbſt ehe die

Sache , ( wag vôn Einigen ratþhfam gefunden wurde )
nochmals an eine Commiffion — an die ſchon beſte —
hende , oder an eine andere — verwieſen werden koͤnnte .

Auch fam der vom Commiſſionsberichte angedeutete ,
und vom Hofrathe v. Rotteck in der Eingangsrede
weiter ausgefuͤhrte Vorſchlag mit Verwerfung des

Grundſatzes der Ausgleichung der Kriegsleiſtungen den

Grundſatz einer billigen Entſchaͤdigung derjenigen Ge —

meinden , welche durch den Krieg vorzuͤglich gelitten
haben , anzunehmen , von Neuem in Anregung , wobey
der Herr Regierungscommiſſaͤr v. Baur aͤußerte : Ihm
ſcheine die Anſicht , den Grundſatz der Ausgleichung
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gegen den der Entſchaͤdigung zu vertauſchen , durchaus

beachtungswerth . Er habe zwar noch keine Inſtruction ,

ſich im Namen der Regierung daruͤber auszuſprechen ,
allein er finde es als das zweckmaͤßigſte Auskunftsmit —

tel , dieſem Antrage moͤglichſte Folge zu geben .

Die Kammer

beſſch loß

( auf Antrag des Hofrath v. Rotteck )

) den Grundſatz ,

daß die in Frage ſtehenden Kriegsleiſtungen der —

malen noch zu einer allgemeinen Ausgleichung

gebracht , alfo nah Rechtsgrundſaͤtzen verguͤtet ,

und beziehungsweiſe von den dermaligen Steuer —

pflichtigen getragen werden ſollen ( die Grund —

lage deg vorgelegten Geſetzentwurfs ) nicht anzu —

nehmen .

Die Berathung uͤber die dieſem Beſchluſſe zu

gebenden Folgen aber auf die naͤchſte Sitzung

auszuſetzen .

Frhr . v. Zyllnhardt .

Bahari .
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Beyhlag e Ziffer 84.

Commiſſionsbericht

über den Geſetzent wurf , die Schulden der

Akademiker betreffend —

Erſtattet

von dem

Hofrath v. Rotteck .

Dieſer vorgelegte Geſetzentwurf iſt ein Theil ( der achte

Titel ) der unterm 15 . Nov . 1821 kund gemachten neuen

akademiſchen Geſetze fuͤr die beiden Landesuniverſtkaͤten
Heidelberg und Freyburg , welche , als nach ihrem Haupt —
Inhalt bloße Disciplinar - Verordnungen fuͤr die Zoͤg—

linge jener Hochſchulen , wie behauptet wird , im Gan —

zen keiner Vorlage an die Staͤnde bedurften , nicht ein —⸗

mal eigentliche „ Geſetze “ ſind , und alſo fuͤglich von

der Regierung fuͤr ſich allein mochten erlaſſen werden ,

in Bezug jedoch auf den bemerkten Titel , weil derſelbe

auch uͤber Eigenthums - und Forderungsrechte der uͤbri —

gen Buͤrger verfuͤgt , zu ihrer definitiven Guͤltigkeit die

Genehmigung der Kammern noͤthig haben .
Der eigentliche Gegenſtand der Begutachtung iſt

alſo blos der mehrerwaͤhnte Titel . Aber die Commiſ —

ſion , indem ſie demſelben ihr erſtes und vorzuͤglichſtes

Augenmerk zuwandte , hat gleichwohl geglaubt , einen jå
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kurzen Blick auf das Ganze der akademiſchen Geſetze

zu dem Ende richten zu muͤſſen , um ſich davon , ob

dieſelben wirklich als bloße „ Disciplinar - Verordnun —

gen “ zu betrachten ſeyen , durch Verdeutlichung der

Begriffe zu vergewiſſern , und ſich dem moͤglichen Vor —

wurf zu entziehen , die hohe Kammer zu einem etwa

ſtill ſchweigenden und praͤjudicirlichen Anerkenntniß der

ihnen von der hohen Regierungscommiſſton zugeſchrie —

benen Eigenſchaft durch eigenes Stillſchweigen daruͤber

veranlaßt zu habem

I . Der ahte Titel der atademifchen Gefege bes

ruͤhrt privatrechtliche Verhaͤltniſſe ſolcher Perſonen ,

welche nicht zu den Univerſitaͤten gehoͤren , und bedarf

ſonach der Zuſtimmung der Kammern , alſo erklaͤrt die

hohe Regierungscommiſſton in ihrem zur Begruͤndung

des vorgelegten Entwurfs gehaltenen Vortrage .

Allerdings beruͤhren die akademiſchen Schuldgeſetze

die Privatrechte der Glaͤubiger , d. h. dieſe Privatrechte

ſind mit ihr Gegenſtand . Aber dadurch wird noch nicht ge—
ſagt , oder daraus folgt noch nicht nothwendig , daß dieſe
Rechte durch jene Geſetze alterirt , oder das gemeine Recht

dadurch aufgehoben werde . Nach dem aufgeſtellten Grund

waͤre alſo die Zuſtimmung der Kammern nur in Bezug

auf diejenigen Puncte oder Beſtimmungen noͤthig , welche

eine ſolche Alterirung , und in ſofern ſie dieſelbe ſtatuiren .

Ob nun und in wiefern dieſes mit dem vorgelegten

Titel der Fall iſt , erſcheint zweifelhaft , und es iſt wohl

noͤthig , ſich vorerſt daruͤber zu verſtaͤndigen .

Faſſen wir alſo zuerſt ins Auge , was die gemeinen

Rechte in Bezug auf die Schulden der Akademiker

verordnen .

Hier iſt vor allem der Unkerſchied zwiſchen groß —

jaͤhrigen und minderjaͤhrigen Akademikern , de he alfo

Yrorwfoke der 1. Kammer , at Bh 20
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zwiſchen ſolchen , die voe 21 Yahre alt find , oder nicht

find , ( Sag 488 . deg Landrechtg ) zu beachten .

Volljaͤhrige haben das unbeſchraͤnkte Recht deg

Schuldenmachens , wie alle uͤbrigen volljaͤhrigen Buͤr —

ger . Das Landrecht hat hier fuͤr die Akademiker nichts

Eigenes ſtatuirt .

In Bezug auf Minderjaͤhrige aber ſind die Saͤtze

1124 a und 1124 b maßgebend . „ Die Unfaͤhigkeit der

Minderjaͤhrigen iſt , von weiterem oder engerem Umfang ,

je nachdem ſie unmuͤndig , halbmuͤndig oder vollmuͤndig

ſind . “

„ Ein Vollmuͤndiger , der außer der Eltern oder

Pfleger Haus , und nicht einem Fuͤrſorger uͤbergeben ,
mithin ſich ſelbſt uͤberlaſſen iſt , ſchließt guͤltig alle fuͤr
ſeinen Unterhalt und Beruf geeigneten Vertraͤge , vor —

behaltlich der Verſtoßung im Verletzungsfall , und der

beſondern Anſtaltsgeſetze , welchen ex etwa unterwor —

fen iſt . “

Die Stelle „ vorbehaltlich der beſondern Anſtalts —
geſetze , welchen er etwa unterworfen iſt, “ beſchraͤnkt
ſchon zum vorhinein die Rechte der Glaͤubiger durch
alle in Bezug auf Vollmuͤndige ( noch mehr alſo in Be —

zug auf Halbmuͤndige, ) Minderjaͤhrige an Univerſttaͤten ,
wie an andern Anſtalten , beſtehenden oder zu ſtatuiren —
den Verordnungen und Vorſchriften , und es werden

alſo — moͤgen dieſe Vorſchriften ſtreng oder lax , guͤn—
ftig oder ungúnftig får die Glåubiger lauten , — ihre
durch gemeine Gefege ihnen ertheilte Rechte , weil dieſe
ja bedingt ſind durch die Anſtaltsgeſetze , nicht alterirt .

Und ſolche Alterirung kann nur noch in Bezug auf
großjaͤhrige Akademiker — wenn einem Theil ihrer

Schulden die Rechtskraft benommen wuͤrde — gedacht
werden . Dagegen kann eine Alterirung des gemeinen
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Rechts allerdings Statt finden auf Seite der Akade⸗

miker ſelbſt , wenn naͤmlich einige ihrer Schulden , die

nach gemeinem Rechte unguͤltig waͤren , aufrecht erhal :

ten wirden durch Dag akademiſche Geſetz . In dieſer

Beziehung jedoch ift Der Titel unferer Genehmigung

niht unterworfen worden . Denn wag den Afademis

fern alg . folchen und an der Univerfităt aufgelegt wird ;

fann unter die Disciplinar - Berordnungen gezaͤhlt mwer-

den . Nur Deutlichkeit der Beſtimmung moͤchte hier

erforderlich ſeyn .

In wiefern nun iſt durch den uns vorgelegten Ti —

tel eine Allerirung von Privatrechten der Nichtakade⸗

miker geſchehen ?
Man kann demſelben einen doppelten Sinn beyle⸗

gen , naͤmlich :

a) Den Ginn , Daf neben oder auger derjenigen Gil

tigkeit und Einbringlichkeit , welche den Schulden der

Akademiker nach den ſonſt beſtehenden Geſetzen zuſteht

— alfo jümål naih den weſentlichen Unlerſchieden des

Alters und des Wohnorts —eine noh weitere Hard -

habung einiger Gattungen jener Schulden durch das

Univerſitaͤtsamt oder die akademiſche Obrigkeit Statt

finden fol , wag fonach cine reine Wohlthat fùr die

Gläubiger wåre , und ihnèn etwa blos die Beſchraͤn —

fung auflegen wuͤrde , waͤhrend der Dauer des akade —

miſchen Buͤrgerrechts ihres Schuͤldners , oder waͤhrend

ſeines Aufenthalts in der Univerſitaͤtsſtadt die Huͤlfe

des ordentlichen Richters nicht anflehen zu duͤrfen . Eine

Art von Moratorium in Anſehung derjſenigen Schulden ,

welchen etwa die akademiſchen Geſetze weniger Gewaͤhr⸗

leiſtung , als die ſonſt beſtehenden Geſetze verleihen .

Man kann aber auch annehmen

b) daß die Beſtimmungen Aper die Schulden der

atoa
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Akademiker die voͤllige Aufhebung der gemeinen Rechte

in ihrer Ruͤckſicht enthalten , und daß alſo waͤhrend der

Dauer des akademiſchen Buͤrgerrechts kein Richter außer

dem Univerſitaͤtsamt eine Klage gegen die Studirenden

annehmen , und nach Erloͤſchung dieſes Buͤrgerrechts
gleichwohl auch der nun wieder eintretende ordentliche

Richter nur nach Maßgäbe der in den akademiſchen
Geſetzen enthaltenen Beſtimmungen über Guͤltigkeit oder

Nichtguͤltigkeit der waͤhrend der Univerſitaͤtsjahre ge —

machten Schulden zu erkennen habe .
Beide Auslegungsarten ſind noch mehrerer Nuan —

eirungen empfaͤnglich , und es laſſen ſich Gruͤnde auf⸗
ſtellen fuͤr beide , ſowohl aus der Natur der Dinge ,
alg aug dei ” Wortlaut deg vorliegenden Geſetzes .
Man fann fagen , får die erſte Auslegung ; :

I ) € g ift faum gedenfbar , Dag dag akademiſche
Geſetz den rechtlich ſo wichtigen Unterſchied des Alters

gänzlich habe aufheben wollen . Und gleichwohl ſagt
eg ( eine kleine Einſchaltung im §. 67 : ausgenommen ,
wo der Verhaft ausdruͤcklich auch gegen die minderjaͤh —
rigen Akademiker verhaͤngt wird ) nichts uͤber das Alter ,
und behandelt alſo die Schulden aller Akademiker —

ob noch unmuͤndig ( etwa halbmuͤndig ) oder vollmuͤndig ,
oder großjaͤhrig durchaus gleich . Soll nun wirklich
eine von einem grofjáåhrigen Afademifer contrahirte

Shud , wenn fie vor dem afademifchen Gericht feine

Klage gibt , folhe auch vor feinem andern Gericht ,
b- B . vor dem bürgerlichen Gericht des Wohnortg jeneg
Shuldnerg geben ? — Soll fie die Klage nicht einmal

geben nach Erloͤſchung des akademiſchen Buͤrgerrechts ?
— Weiter : ſoll nicht auch fuͤr die außerhalb der Uni —

verſitaͤtsſtadt eontrahirte Schuld (z. B . auf Reiſen oder

daheim ) wenigſtens bey großjaͤhrigen Akademikern das
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gemeine Recht entfheiden , Daher z- B . dem Wirth

das Reiſegepaͤck des Akademikers fuͤr die auch das

Reglement ŭberfeigende Zehrung e . verpfándet , oder

der rre darauf von dem Richter deg Orts zu er wir⸗

ken ſeyn ? — Soll diefes nicht ſelbſt in Bezug auf

bloße Darleihen Statt finden , die etwa ein grofjåhs

riger Akademiker außerhalb der Univerſttaͤtsſtadt em —

pfangen hat ? Die Fuͤrſorge des Geſetzes gegen leicht —

ſinniges Schuldenmachen ſetzt nur die bey dem akade —

miſchen Leben leicht eintretende Verfuͤhrung ıc . voraus ,

nicht aber einen bey der ganzen Claſſe der Studiren⸗

den an und fuͤr ſich , alſo uͤberall zu beſorgenden groͤßern

Leichtſinn .

2) Dag vorliegende Gefeg felo , $. 2. Cresp . 64 )

beguͤnſtigt durch die im zweyten Abſatz vorkommende

Clauſel : „ ſo Kange der Schuldner akademi —

fher Bürger if ” die Xnnahme , daf wenn er

eg niht mehr if , und Daher bey dem ordentlichen

Richter angeflagt wird , die Schulden nah gemeinem

Recht zu beurtheilen ſeyn werden . Nicht minder die

Annahme , daß es dem Glaͤubiger frey ſtehen muͤſſe,

die ihm ſchuldenden Akademiker auch unmittelbar in

ihrer Heimath , oder in ihrem Wohnort zu belangen ,

und daſelbſt nach gemeinem Recht zu exequiren , wofern

nicht ihr Wohnort die Univerſitaͤtsſtadt ſelbſt iſt . Auch

hat man

3) nur in den Univerſitaͤtsſtaͤdten eine vollſtaͤndige

Kundmachung des Geſetzes fuͤr noͤthig gefunden , wor —

aus hervorzugehen ſcheint , daß man dem Univerſitaͤts⸗

amt und dem akademiſchen Geſetz uͤber das Schulden⸗

machen nur dort , und nicht weiter , Competenz und

Herrſchaft verleihen wollte . Endlich

— — a a O
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4 ) Würde , wenn die afademifhen Gefeke in fot
chen Schuldſachen ganz allein maßgebend ſeyn ſollten ,
eine ſehr große Haͤrte und Ungerechtigkeit in Anſehung
derjenigen minderjaͤhrigen Akademiker ( oder ihrer Vaͤter )
ſtatuirt , welche in der Univerſttaͤtsſtadt ſelbſt , im Haus
ihres Vaters oder Vormunds wohnen , und daher nach

gemeinem Recht gar keine verbindliche Schulden ein —

gehen koͤnnen . Sie wuͤrden alsdann das Recht haben ,
z. Be fuͤr 40 fl . Kaufmannswaaren , oder fuͤr 50 fl.
Buͤcher auch gegen den Willen ihres anweſenden Va —

ters zu kaufen , und dadurch dieſer in ſeinem buͤrger⸗
lichen Rechte gekraͤnkt ſeyn . Daher ſcheint die Annahme
weit natuͤrlicher , daß die akademiſchen Geſetze die ge —
meinen Rechte im Grund nicht , oder nur in ſehr we —

nigen Puncten aufheben , ſondern blos in Bezug auf
die nach gemeinem Recht bereits guͤltigen Schulden ,
daher meiſt nut in Bezug auf die Fremden , d. h. in

der Univerſitaͤtsſtadt ſonſt nicht domicilirenden Studen—
ten , eine weitere Sanction oder ſicherere Executions —
weiſe ſtatuiren wollten , wornach auch das Univerſttaͤts —
amt nur die nach gemeinem buͤrgerlichen Recht ( insbe —

ſondere nach Satz 1124b . des Landrechts ) guͤlligen ,
d- p. alfo biog die pon den aufer ihrer Eltern oder

Preger Haug lebenden , fih ſelbſt uͤberlaſſenen Voll —

muͤndigen zum Behlif ihres Unterhalts und Berufs
contrahirten Schulden anerkennen und exequiren duͤrfe
—vielleicht noch mit einziger Ausdehnung der Ver —

fügung jeneg Şen deg Landrechts auch auf „ Halbmuͤn —
dige “ , und dagegen der abſoluten Nichtigkeitserklaͤrung
der §. F. unfer erfen Titelg verzeichneten Sulden
auch auf „ Großjaͤhrige, “ und dann der Suspenſion
der ordentlichen Gerichte bis zur Erloͤſchung des aka —

demiſchen Buͤrgerrechts .
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Allein es iſt auch die zweyte Auslegung nicht un⸗

begruͤndet , denn es ſtreiten fuͤr die wirklich beabſichtigte

Aufhebung oder Alterirung des gemeinen Rechts fol -

gende Betrachtungen .

1) Dag der §. 1. deS Titels ( resp . 63 - Der afaz

demiſchen Geſetze ) die dort verzeichneten Schuldgattun⸗

gen ohne alle Clauſel , fuͤr „voͤllig nichtig und unver :

bindlich “ erklaͤrt , alſo wenigſtens in Bezug auf dieſe

Gattungen dag gemeine Recht vållig aufzuheben feint .

2 ) Dağ — wenn neben dem afademifhen Gericht

oder Univerſitaͤtsamt noch der ordentliche Rihter in der

Sphaͤre des gemeinen Rechtes competent waͤre — eine

große Ungleichheit zwiſchen den in der Univerſitaͤtsſtadt

zuͤgleich Domicilirenden , und den dort niht Domicilirens

den wåre , indem die Legtern noh beym Gericht ihrer

Heimath koͤnnten belangt werden , die erſten aber niht .

3) Daf , wenn nach geendigten Studien eine Klage

vor dem ordentlichen Richter wegen einer durch afa -

demiſche Geſetze verworfenen Schuld Statt faͤnde , die

ausgeſprochene Abſicht des Geſetzes Erſchwerung des

leichtſinnigen Schuldenmachens von Seite der Studie

renden ” niht wirde erreicht , fondern der jugendliche

Leichtſinn in ſpaͤtern Jahren , oder auch an der unſchul —

digen Familie noch wuͤrde beſtraft werden .

Die Commiſſion , in Erwaͤgung , daß die eben vor —

getragenen Zweifel zwar in der Speculation ſich natuͤr —

lich darbietend , doch in der Praxis nach der bisherigen

Erfahrung kaum einmal vorkommend ſind , dann in der

weitern Erwaͤgung , daß wofern das gemeine Recht als

unabgeaͤndert durch die akademiſchen Geſetze erachtet

wird , eine Genehmigung der letzten von Seiten der

Kammern nicht einmal nothwendig erſcheine , dagegen ,

wenn von einer authentiſch auszuſprechenden Abaͤnde⸗

—— ———ed A *
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rung die Rede ift , eg råtplih wäre , die definitive Fef -
ſetzung der akademiſchen Sonderrechte auf die Zeit der
— wohl nicht lange mehr vorzuenthaltenden Reviſton
des geſamten Civilrechts zu verſchieben ift Deg Daz

fuͤrhaltens , daß dem ganzen Titel die einer etwaigen
Abaͤnderung bey Gelegenheit der bemerkten und ſehn⸗
ſuchtsvoll erwarteten Reviſtion deg Civilrechts ohnehin
unnachtheilige Zuſtimmung ſolle ertheilt werden .

Es ſcheint hiernach unnoͤthig , in das Detail der
einzelnen Beſtimmungen des vorgelegten Geſetzes ein —
zugehen . Es iſt daſſelbe nach ſorgfaͤltiger Pruͤfung aus
theils alten , theils neuen Ordnungen beruͤhmter Uni —
verſttaͤten zuſammen getragen worden , und hat ſich ſeit
feiner Verkuͤndung als ſehr heilſam —in Bezug auf beide
dadurch beabſichtigte Zwecke erprobt . Daher , und
weil es einmal als ein integrirender Theil der neuen
akademiſchen Geſetze unter landesherrlicher Autoritaͤt
verkuͤndet worden — waͤre es kleinmeiſteriſch , dabey
noch in eine aͤngſtliche Wortkritik , oder in Vor ſchlaͤge
von Verbeſſerungen nach blos ſubjectiven Anſichten —

dergleichen immer moͤglich ſind — einzugehen , Dag
Gefez im Ganzen ift gut , eg bleibe daher in Kraft ,
und werde nicht durch nachhelfende Abaͤnderungen um
ſeinen Credit gebracht .

M. h gehe zur zwepten Grage über , Deren Bes

antwortung jedoch von dem naͤmlichen Standpunct ,
wie die fruͤher aufgeſtellte , gefhehen mag .

Sind die afademifhen Gefege im Ganzen
wirklich nur Disciplinarverordnungen ? Iſt ihnen , wenn
auch letztes ihr vorherrſchender Charakter ſeyn ſollte ,
nicht wenigſtens Einiges beygemiſcht , was als eigent⸗
liches Geſetz , und zwar als die Freyheit , oder das Ei —

genthum der Staatsangehoͤrigen betreffendes Geſetz ,
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demnach als der Genehmigung der Staͤnde beduͤrftig

erſcheint ? —

Wenn man blos die Rubriken der verſchiedenen

Titel durchgehet , ſo moͤchte man geneigt ſeyn , das

ganze Geſetz als bloße Disciplinar⸗Verordnung zu be⸗

trachten , dD. h alg bloße Geſetze der Anſtalt , und fuͤr

deren Angehoͤrige , als ſolche , eine akademiſche Haus —

ordnung , berechnet , zumal auf den eigenen Zweck der

Anſtalt , die hoͤhere Bildung ihrer Zoͤglinge .

Allein die Akademiker ſtehen nicht nur in Beruͤh⸗

rung unter einander ſelbſt , und mit ihren Vorſtehern ,

ſondern auch mit den uͤbrigen Buͤrgern , und ſelbſt bey

den Akademikern iſt die Eigenſchaft als Buͤrger nicht

aufgehoben , durch jene des Akademikers . Es fragt

ſich alſo ( faſt wie beym Titel uͤber das Schuldenmachen )

Werden durch die akademiſchen Geſetze die allge -

meinen bårgerlichen und Strafgefeke in den betreffen -

den Puncten aufgehoben ? oder find jene nur ein 8u -

fag 3u diefen , eine noh weiter ſtatuirte ſtrengere

Verhaltungsregel und beſondere Sanction derſelben

unnachtheilig derjenigen , welche die allgemeinen Geſetze

verfuͤgen ? So wie etwa der Familienvater eine eigene

ſorgfaͤltigere Hauspolizey fuͤr ſeine Familienglieder an —

ordnen mag , unbeſchadet der Unterwerfung unter das

allgemeine Geſetz ? — Im letzten Fall waͤre in Bezug

der uͤbrigen Buͤrger , dD. h. der Nichtakademiker , nichts

zu erinnern . Sie haben außerhalb der durchs allge⸗

meine Geſetz gegebenen Gewaͤhrleiſtung der allgemeinen

Ruhe und individuellen Sicherheit nichts weiter zu for -

dern . Was noch ſonſt ohne Abbruch der Geſetze ange⸗

ordnet wird von Hausvorſtehern oder Anſtalten , moͤgen

ſie nuͤtziich annehmen : eine Alterirung ihrer Rechte ent⸗

ſteht dadurch nie . In dieſem Fall bliebe blos zu unter⸗
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fuchen , ob den Genofen jeneg Haufeg oder jener Mn -
ftalt nicht etwa durch allzugroße Strenge , in ihrer
Eigenſchaft als Buͤrger , zu nahe getreten , oder ob
nicht etwa die Disciplinarvorſchrift uͤber ihre durch den
Begriff und Zweck geſetzten Grenzen hinausgeſchritten
fey , als in wethem Sall eine Höhere Autoritaͤt , naͤmlich
jene der Staatsgeſetzgebung noͤthig waͤre , um ſolche
Vorſchrift rechtsguͤltig zu machen

Im erſten Fall aber iſt klar , daß das angebliche
Disciplinargeſetz kein ſolches , kein bloßes akademiſches
oder Hausgeſetz , ſondern ein allgemeines — weil das
Allgemeine aufhebend oder beſchraͤnkend , und weil die
Garantie der Sicherheit Aller alterirend iſt , und daß
daher mit Recht dabeh gefragt werde :

Iſt wirflich die an die Stelle der Durchs allgemeine
Gefeg ftatuirten Garantie — ſey es Vorſchrift , Auf —
ſicht , Strafe oder Executionsverfahren — geſetzte be —
fondere , Haugs oder afademifhe Regel ihrem Zweck
genůgend ? Sehen wirflih die Bürger bep dieſer be —
ſondern Ordnung , und gegen die alfo Privilegirten ,
d. h. vom allgemeinen Geſetz Ausgenommenen , die
Sicherheit ihrer Perſon , ihrer Ehre , Habe u. f w. fo
vollkommen garantirt wie zuvor ? Oder wollen ſie we —
nigſtens — aus Gruͤnden ihrer eigenen Convenienz oder
aus vernuͤnftiger Erwaͤgung der bey einer beſondern
Claſſe von Perſonen z. B . hier den Akademikern
— obwaltenden beſondern Umſtaͤnde und Verhaͤltniſſe
mit der neu dargebotenen Sicherheit ſich begnuͤgen ?

Die Beantwortung dieſer Fragen ſcheint allerdings
nur durch den Mund der Volksrepraͤſentation geſchehen
zu koͤnnen ; und es waͤre in ſolcher Vorausſetzung vie Bors
lage der ſogenannten Disciplinarverordnung an den

Landtag allerdings nothwendig .
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Ihre Commiſſion , hoch zuverehrende Herren , kann

nicht verkennen , daß von beiden aufgeſtellten Stand —

puncten aus , fuͤr unſere akademiſche Geſetze die Eigen —

fhaft wahrer , . H. gemeinbuͤrgerlicher Geſetze nach der

Strenge der Principien zu vindiciren ſeyn moͤchte .

Denn

a ) Abgefehen davon , Daf Die nunmehr geſetzlich

verkuͤndete Studierfreyheit unvereinbar iſt mit

dem im §. r . u . 2 . der afademifHhen Gefege enthalte⸗

nen — auf den fråhern Zwangszuftand ſich beziehen —

den — BVeftimmungen Cidh fage abgeſehen “ davon ,

weil man dieſe Beſtimmungen nunmehr als aufge

hoben oder erloſchen betrachten kann ) ſo ſind noch

verſchiedene Artikel von einer in die gemein buͤrgerliche

Freyheit der Akademiker ( als Staatsbuͤrger ) eingrei —

fenden Natur , oder von einer jenſeits der akademiſchen

Sphaͤre ſich aͤußernden Wirkſamkeit , und koͤnnen dem —

nach nicht wohl durch bloßes Hausgeſetz , ſondern muͤſſen

durch Staatsgeſetz feſtgeſtellt werden . Es ſey mir er —

faubt , einige wenige derſelben , nur Beyſpielsweiſe ,

weil ein Mehreres der Zweck dieſer Betrachtung noch

nicht erheiſcht , hier anzufuͤhren .

Der 8. 13 . erklaͤrt ausdruͤcklich , daß die akademi —

ſchen Geſetze wahre Ausnahmen von den ſonſt fuͤr

Staatsbuͤrger geltenden Polizey - , Civil⸗ und Criminal⸗

geſetzen machen ; ſie ſind alſo Geſetzabrogation , daher

Selbſtgeſetz .

Der fuͤnfte Artikel im 4. 5. DaS akademiſche

Buͤrgerrecht hoͤrt auf durch Verurtheilung , und ſelbſt

ſchon durch bloße Klagfreyerklaͤrung wegen eines pein —

lichen oder infamirenden Vergehens, “ ſpricht — da das

Recht zu ſtudieren , und ſich immatrikuliren zu laſſen ,

nunmehr als ein allen — natuͤrlich dazu geeigneten —

— — — — — a



308 Protofolle der Erten Kammer .

Staatsbuͤrgern zuſtehendes Recht erklaͤrt iſt , ſeine Ver —

wirkung demnach nur vermoͤge Staatsgeſetzes , nicht
vermoͤge der bloßen Hausordnung geſchehen kann , —

etwas an und fuͤr ſich ſehr zu billigendes , jedoch nur
im Weg der eigentlichen Geſetzgebung zu beſtimmen —
des aus .

In den 88 . 6. u. 7. wird dem Univerſitaͤts amte die buͤr —

gerliche , polizeyliche und untere Criminalgerichtsbarkeit
uͤber die Studierenden verliehen Dieſes iſt mehr alg Haug -
ordnung . Den genannten Gerichtgbarteiten koͤnnen nur

Staatsbuͤrger , die Akademiker alfo blog alg Gtaatg :

buͤrger unterſtehen . In ihrem eigenen Namen alſo ,
ſo wie im Namen der uͤbrigen Buͤrger , mit welchen

ſie in Wechſelwirkung ſtehen , mag die Volksrepraͤſen⸗
tation das Recht der Zuſtimmung zu ſolcher Feſtſetzung
anſprecheu . Sind die Akademiker wechſelſeitig gegen
einander , z. B . im Punkt der Duelle , hinreichend ge⸗
ſchuͤtzt durch die akademiſche Gerichtsbarkeit und durch
das akademiſche Geſetz ? iſt eine Frage , die , wenn
man ſie auch bejaht , doch offenbar nur von denen

rechtskraͤftig bejaht werden kann , welche im Namen der
Akademiker ſelbſt und ihrer Vaͤter — weil uͤberhaupt
im Namen des Volkes — zu fprechen befugt find .
Bon gleicher Natur ift die Frage , ob die Mfademifer

hinreichend geſchuͤtzt ſeyen durch die §. 12 . beftimmten
Wege deg NRecurfes ? unter melchen , was im Vorbey⸗
gehen bemerkt werden mag , kein einziger zu einer |Rechtsſtelle , ſondern alle biog zu adminiſtrativen Be —
hoͤrden fuͤhren ? —

Weiter kann die hoͤchſte Disciplinarſtrafe an einer
Anſtalt die Ausſchließung von ſolcher Anſtalt ſeyn
( und ſelbſt dieſe muß bey den Univerſitaͤten , da ihr
Beſuch zugleich als ſtaatsbuͤrgerliches Recht erklaͤrt iſt ,
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als wahres , nur von der Strafgeſetzgebung zu dicti —

rendes Strafgeſetz erſcheinen . ) Wir finden aber auch

weit ſchaͤrfere Strafen , namentlich die oͤffentliche und

die gefchårfte Relegation $ . 40 . ) , die Feſtungsſtrafe

ausgeſprochen ( §. 10 . ) . Ja ſolche Strafen folen zum

Theil ( S5 . 27 N. 32 . lit . e . obne förmlichen Bemweig ,

nach blog fubjectiver Ueberzeugung , verhángt werden , und

der Beſtrafte darf nicht einmal die Acteneinſicht verlau —

gen : ( S. 44 ) Bon welcher Mutoritåt koͤnnen ſolche

Strafbeſtimmungen ausgehen ? Offenbar nur von jener

der Staatsgeſetzgebung .

b ) Nicht minder wird dieſe Geſetzgebung als ihr

angehoͤrig anſpreechen alles das , was zur Sicherſtel⸗

lung : der Rehte von Nichtakademikern gegen moͤgliche

Verletzung von Seite der Akademiker mit Alterirung

der gemeinen Rechte feſtgeſetzt werden wil .

Ob durch die akademiſche Disciplin allein , und

durch die akademiſchen Strafen hinlaͤngliche Fuͤrſorge

gegen Stoͤrung des Gottesdienſtes und gottesdienſtlicher
Ceremonien ( 8. 23. ) , gegen Verrufserklaͤrungen ( S. 27) ,

gegen Herausforderung zum Duel ( §. 28 - Nr . . ) , 8e

gen Strung der òfentlihen Ruhe ( S. 29 . ) geſchehen

ſey , kann ohne Beyſtimmung der Volksrepraͤſentation

nicht als entſchieden gelten . Selbſt der allgemeine Hors

behalt §. 25 . , Da ihm verſchiedene ſpecielle Anordnun⸗

gen widerſprechen , genuͤgt nicht zur Beruhigung .

Frog aller dicfer Beyfpiete glaubt die Commiffion

nicht , daf eine Vorlage der akademiſchen Geſetze an

die Kammern zu verlangen ſey . Die allermeiſten der

darin enthaltenen Beſtimmungen beſtanden ſchon vor

Einfuͤhrung der Conſtitution , und waͤren alſo , wenn

nicht die Zeitumſtaͤnde eine neue Redaction des Ganzen

noͤthig gemacht haͤtten , von ſelbſt ohne Zuſtimmung der
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Kammern in Goͤltigkeit fortbeſtanden . Aber es ſind
zugleich die Punkte , woran die Eigenſchaft als Geſetze
zu erkennen iſt , ſo innig verbunden und durchflochten mit
den rein disciplinariſchen Beſtimmungen , daaf eine Gons

derung beider ſehr ſchwer waͤre , und eine Vorlage des

Ganzen an die Kammern zu vielen unnuͤtzen und zeit—
zerſplitternden Discuſſtonen fuͤhren koͤnnte . Auch iſt
noch von keiner Seite irgend eine Beſchwerde gegen
die akademiſchen Geſetze laut geworden . Sie moͤgen
daher in unangefochtener Gultigkeit fortbeſtehen , ſo

lange keine ſolche Beſchwerde erſcheint . Fuͤr die Wah —
rung der Formen und des conſtitutionellen Princips
moͤchte durch die vorgetragenen Bemerkungen hinlaͤng⸗
lich geſorgt ſeyn . —

III . Indem wir von akademiſchen Geſetzen ſpre —
chen , bringt eine natuͤrliche Ideenverbindung mir , dem

Berichtserſtatter , noch ein anderes Geſetz in Erinne —

rung , welches gleichfalls von akademiſchen Perſonen
handelt , und uͤber noch weit wichtigere Rechte derſel —
ben verfuͤgt , deſſen ungeachtet aber ohne landſtaͤndiſche
Mitwirkung erlaſſen ward ; jene Verordnung naͤmlich ,
welche ( Reggsblatt Nr . 26 . v . 1819 . ) allernaͤchſt zur
Kundmachung eines jener betruͤbenden Beſchluͤſſe des

Bundestags erging , welche man organiſche nennt , ( ob —
wohl ſie ſolches nicht ſind , und zwar weder hath dem

wiſſenſchaftlichen Begriff des Organiſchen , noch nach

demjenigen ſind , der in unſerer eigenen Conſtitution
( G. 2 ) und in der Schlußacte der Wiener Conferenzen
davon aufgeſtellt wird ) , und welche dann noch weitere
— ungedruckte — Verordnungen , die den Bundestagsbe —
ſchluß zum Theil noch ſchaͤrfen , zur t Golge hatte . Eine

Verordnung , welche die akademiſchen Koͤrper ſamt und

ſonders , und alle ihre Glieder mit der Makel der
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ſchwerſten Verdaͤchtigung belegt unter ſpecielle demuͤ⸗

thigende Polizeyaufſicht ſtellt , und die oͤffentlichen Leh —

rer alle in Ruͤckſicht ihres Amtes und ihrer Ehre , alſo

ihres phyſiſchen und buͤrgerlichen Lebens der Willkuͤhr

der adminiſtrativen Gewalt hingibt , und ſomit ihres

Rechtszuſtandes beraubt .

Ich weiß wohl , daß dieſer Verordnung niemals

eine bedruͤckende Folge in unſerm Lande gegeben werden

wirde Der Geif unferer Regierung , dern perfóntihe

Eharafter der von iè ernannten Univerfitåts - Com -

mifarien und Curatoren , find ung Bürge dafür , und

fhon meine freymuͤthige Rede daruͤber , in ihrem An —

geſicht gehalten , mag unſere Sicherheit beweiſen . Auch

gedenke ich nicht einen eigenen Antrag uͤber dieſen Ge —

genſtand — der bey gehoͤriger Verfolgung ſehr weit ,

zu Dingen von hoͤchſt zarter und hoͤchſt trauriger Be —

ruͤhrung fuͤhren wuͤrde — zu machen . Doch hielt ich

es fuͤr zweckmaͤßig, weil ſo natuͤrlich ſich darbietend ,

und aus evidentem Rechte fließend iſt , wenigſtens mit

einem klagenden Worte zu bemerken , daß , da jener

Kundmachung die ſalvatoriſche Clauſel : „ unbeſchadet

der Landesconſtitution “ ( alſo auch insbeſondere

dem Dienerediet , welches ausdruͤcklich durch jene

garantirt ward, ) nicht beyg zefuͤgt , und da die darauf

gefolgten ſtrengeren Weiſungen und Inſtructionen noch

nicht foͤrmlich zuruͤckgenommen worden ; der Zuſtand

der akademiſchen Lehrer zur Zeit ohne feſten Rechtsbo⸗

den , und uͤber jedem die Möglihteit einer rechtloſen

Behandlung , wie ein Schwert an einem Haar ſchwe⸗—

bend ſey . Eine hohe Kammer wird dieſen Kl agruf

nicht mißbilligen ; auch wird er wohl — obſchon ich

daruͤber keine foͤrmliche Schlußfaſſung begehre — nicht

ohne gerechte Wuͤrdigung von Seite der hohen - Regie -
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rung bleiben . Je fege aber noch die Erflårung bep ,
daf nach meinem Gefåhl fein durh den Stolz deg

Bewußtſeyns erhobener , kein Recht und Greyheit lie -

bender akademiſcher Lehrer irgend eine Gelegenheit wird

unbenutzt voruͤbergehen laſſen , wo er gegen die feinem
gangen Stand mwiderfahrne unerhórte Rrånfung ein lauz

ted Wort der Befchwerde mit Hoffnung einigen Erfolges
und in gebuͤhrender Form an Mitwelt und Nachwelt
richten fann .
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